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Wohnungen und Heizkosten, mal um die Nutzung des öffent-
lichen Raumes oder von Sporthallen. Der gesellschaftliche 
Zusammenhalt in Kommunen wird hierdurch auf eine harte 
Belastungsprobe gestellt. 

Manchmal hilft ein Blick in die Vergangenheit dabei, sich für 
die Zukunft besser aufzustellen. Unser Rückblick erfolgt aus-
gehend von dem bundesweiten Wettbewerb „Erfolgreiche 
Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Integrati-
onspolitik“, den das Bundesministerium des Innern und die 
Bertelsmann Stiftung 2004 und 2005 durchgeführt haben. 
Damals zeigte dieser Wettbewerb, dass Integration als offizielle 
Querschnittsaufgabe der Kommunen angekommen war. Die 
Erkenntnis, dass Integrationspolitik strategisch und in brei-
ter Zusammenarbeit entwickelt werden sollte, um gelingen zu 
können, hatte sich seit Beginn der Jahrtausendwende zuneh-
mend verbreitet. Zuvor herrschte der Mythos vor, Deutschland 
sei kein Einwanderungsland. Erst mit dem von der „Süssmuth-
Kommission“ 2001 vorgelegten Bericht (vgl. Unabhängige 
Kommission „Zuwanderung“ 2001) und dem hierauf folgen-

1.	 Einleitung 

In dieser Ausgabe von Analysen und Konzepte beschäfti-
gen wir uns mit den Entwicklungen kommunaler Integrati-
onspolitik der letzten zwei Jahrzehnte. Hintergrund sind die 
aktuellen Herausforderungen sowie eine zukünftig benötigte 
höhere Resilienz. Eine Vielzahl von Krisen und Ereignissen 
der vergangenen Jahre hat einen spürbaren Effekt auf deut-
sche Kommunen entwickelt. Nach der Fluchtmigration aus 
Syrien, Afghanistan und anderen Ländern aufgrund gewalt-
förmiger Konflikte in den Jahren 2015 und 2016 bilden die seit 
Januar 2020 andauernde Coronapandemie, der im Februar 
2022 ausgeweiterte russische Angriffskrieg in der Ukraine und 
die daraus folgende Energiekrise sowie der dynamische men-
schengemachte Klimawandel eine komplexe Gemengelage, 
der Kommunen in Deutschland vermehrt auch im Hinblick 
auf ihre Vielfalts- und Integrationspolitik begegnen müssen. 
Im Zuge dessen verstärken sich Verteilungskämpfe aufgrund 
knapper werdender Ressourcen. Mal geht es um bezahlbare 

2000/2001 

	� Bericht der „Süssmuth-Kommission“, 
Konsens Deutschland als 
„Einwanderungsland“

•	� Der Begriff „Einwanderungsland“ bleibt 
umstritten. Als politischer Kompromiss 
wird der Begriff „Zuwanderungsland“ 
eingeführt. 

•	� Erste Kommunen erarbeiten Integrations
konzepte. So werden beispielsweise in 
Stuttgart und Solingen bereits 2001 die 
jeweiligen Konzepte veröffentlicht. 

2004/2005

	� Erstes Zuwanderungsgesetz (wird 2004 
beschlossen, tritt 2005 in Kraft)

•	� 2004/2005: Wettbewerb von BMI und 
Bertelsmann Stiftung „Erfolgreiche 
Integration ist kein Zufall. Strategien 
kommunaler Integrationspolitik“. 
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In diesem Paper greifen wir die Entwicklungen der letzten 
beiden Jahrzehnte in der Integrations- und Vielfaltspolitik der 
2004 und 2005 prämierten Kommunen auf. Welche Entwick-
lungsdynamiken und -pfade lassen sich erkennen? Welche 
Schwerpunkte wurden jeweils gesetzt? Wie werden Erfolge 
und Herausforderungen im Rückblick bewertet? Welche Ent-
wicklungsaufgaben und Unterstützungsbedarfe zeigen sich? 

Die Perspektiven der vier damals ausgezeichneten Kommu-
nen Stuttgart (Kategorie große Städte), Solingen (Kategorie 
mittlere Städte), Belm (Kategorie kleine Städte und Gemein-
den) und Hersfeld-Rotenburg (Kategorie Landkreise) haben 
wir um die Erfahrungen der beiden ostdeutschen Kommunen 
Leipzig und Rostock ergänzt. Mit Bezug auf die Praxisebene 
möchten wir herausfinden, welche Beobachtungen und Emp-
fehlungen sich aus diesen Fallbeispielen ableiten lassen. Hier-
bei geht es vor allem um Zukunftsorientierung: Wie können 
Kommunen ihre Integrations- und Vielfaltspolitik so gestal-
ten, dass sie auch auf künftige Krisen und Fluchtbewegungen 
besser vorbereitet sind? Wie können einerseits stabile Struk-

den politischen Konsens, Deutschland als Zuwanderungsland 
anzuerkennen, wurde Integration zu einer wichtigen Auf-
gabe der Kommunen. Diese begannen verstärkt, ressort- und 
akteursübergreifende Integrationskonzepte zu erarbeiten.

Im Rahmen der Präsentation der ausgezeichneten Konzepte 
wurden von der Wettbewerbsjury zehn Handlungsempfehlun-
gen erarbeitet. Während der europäischen Fluchtbewegung 
2015/2016, der Coronapandemie sowie im Zuge des Krieges in 
der Ukraine wurde nach unseren Erfahrungen bereits deutlich, 
dass Kommunen, die sich den damaligen Handlungsempfeh-
lungen entsprechend gut aufgestellt haben, den Krisen und 
Herausforderungen besser begegnen können; sie greifen bei-
spielsweise auf starke etablierte Netzwerke zurück. So halfen 
Integrationsbeauftragte, Integrationsräte oder -beiräte, Inte-
grationskonzepte sowie Migrantenselbstorganisationen, Dol-
metscherpools und Lotsenkonzepte sowohl bei der Aufnahme 
und Integration von Geflüchteten als auch bei der Anspra-
che bestimmter Gruppen zu Coronamaßnahmen und Impf-
kampagnen.

2006/2007

	 �2006: Erster Integrationsgipfel der 
Bundesregierung 

	� 2007: Erarbeitung eines Nationalen 
Integrationsplanes

•	� Ab 2007: Immer mehr Kommunen 
erarbeiten kommunale Integrations
konzepte. Die KGSt (Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs
management) gründet auf Anregung 
der Preisträgerkommune Stuttgart 
den Kommunalen Qualitätszirkel 
Integrationspolitik.

•	� Beitrag der Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände mit zehn 
Handlungsempfehlungen zur kommunalen 
Integrationspolitik. 

2012

	� Willkommenskultur für Fachkräfte,
	� Umsetzung der EU-Blue Card zur 

Anwerbung hochqualifizierter Fachkräfte 
aus Nicht-EU-Staaten 

•	� 2013: BAMF-Modellprojekt 
„Ausländerbehörden –
Willkommensbehörden“.

•	� In vielen Kommunen wird die Entwick
lung einer Willkommenskultur als 
integrationspolitische Zielsetzung 
aufgenommen.

•	� 14. Februar 2012: Gesetz zur Förderung 
der gesellschaftlichen Teilhabe und 
Integration in Nordrhein-Westfalen 
(Teilhabe- und Integrationsgesetz).
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munen des Wettbewerbs „Erfolgreiche Integration ist kein 
Zufall“ (Landeshauptstadt Stuttgart, Klingenstadt Solingen, 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg und Gemeinde Belm im Land-
kreis Osnabrück) sowie zweier ostdeutscher Städte (Stadt 
Leipzig, Hanse- und Universitätsstadt Rostock) und ergän-
zende Interviews mit Verantwortlichen für die kommunale 
Integrationspolitik in den ausgewählten Kommunen (siehe 
auch Literatur- und Quellenverzeichnis).

turen, Netzwerke und Rahmenkonzepte etabliert werden und 
andererseits die Möglichkeiten, flexibel und schnell zu han-
deln sowie agil zu arbeiten, geschaffen werden? Und wie kann 
ein Zusammenleben in Vielfalt verbessert werden? 

Gleichzeitig untersuchen wir die bundes- und landespoliti-
schen Rahmenbedingungen und betrachten die Wirkungen 
des Wettbewerbs: Welche Effekte sind von ihm auf die Inte-
grationspolitik ausgegangen? Welche Ausstrahlungseffekte 
auf die kommunalen Spitzenverbänden lassen sich feststel-
len? Wie wird die Entwicklung der kommunalen Integrations-
politik von Schlüsselakteur:innen in den prämierten Städten, 
Landkreisen und Gemeinden bewertet?

Das vorliegende Policy Paper basiert auf den Ergebnissen ver-
schiedener Erhebungen zur Kommunalen Integrationspo-
litik, die die Bertelsmann Stiftung und das DESI – Institut 
für Demokratische Entwicklung und Soziale Integration von 
September 2021 bis August 2022 durchgeführt haben. Hierzu 
gehören eine schriftliche Befragung der vier prämierten Kom-

2015/2016

	� Fast eine Million Geflüchtete kommen 
aus Syrien und anderen Ländern nach 
Deutschland

•	� Kommunen und Zivilgesellschaft vor Ort 
stehen vor großen Herausforderungen, 
die mit der Aufnahme und Integration 
der Geflüchteten verbunden sind. Neue 
Strukturen, Netzwerke und Prozesse 
werden entwickelt.

2019

	� Fachkräfteeinwanderungsgesetz vom  
20. August 2019

•	� Die Erweiterung des Fachkräftebegriffes 
soll eine gezielte und gesteuerte 
Einwanderung in den deutschen 
Arbeitsmarkt ermöglichen.
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Begriffsklärungen

In diesem Policy Paper verwenden wir – in Anlehnung an die 

Definition des Statistischen Bundesamtes – die statistische 

Kategorie „Menschen mit Migrationshintergrund“: Einer Per-

son wird ein Migrationshintergrund zugeschrieben, „wenn sie 

selbst oder mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsan-

gehörigkeit nicht durch Geburt besitzt“ (Statistisches Bundes-

amt 2022: 5). Diese Kategorisierung der Bevölkerung nach 

Migrationserfahrung und Staatsangehörigkeit umfasst Per-

sonen mit und ohne deutsche Staatsangehörigkeit sowie mit 

und ohne eigene Migrationserfahrung. Der mittlerweile nicht 

mehr unumstrittene Begriff bildet den Zusammenhang zwi-

schen Zuwanderung und Integration bislang noch am diffe-

renziertesten ab und bietet – auch im kommunalen Maßstab 

– zumindest teilweise vergleichbare Daten. Die Bezeichnung 

„Migrant:in“ wird in diesem Policy Paper zuweilen aus Grün-

den der sprachlichen Vereinfachung als Synonym verwandt.

Integration wird im Folgenden als ein wechselseitiger Pro-

zess verstanden, der auf die gleichberechtigte Teilhabe an 

den sozialen, ökonomischen, kulturellen und politischen Res-

sourcen der Gesellschaft und das zivile Miteinander von In-

dividuen und Gruppen in einem demokratischen Gemeinwe-

sen abzielt. Integration ist eine Gemeinschaftsaufgabe, die 

Anstrengungen von Alteingesessenen, schon länger Einheimi-

schen und Neuzugewanderten erfordert, sowie eine Aufgabe 

von Bund, Ländern und Kommunen, an der eine Vielzahl von 

Akteur:innen, insbesondere auch aus der Zivilgesellschaft, be-

teiligt ist. Es geht um die Gestaltung einer vielfältigen Gesell-

schaft, um „Inklusionschancen für alle zu eröffnen und den so-

zialen Zusammenhalt zu stärken“ (Filsinger und Gesemann 

2018: 3–4). 

2020/2021

	 Coronapandemie

•	� In der Coronapandemie gerät die 
Integrations- und Vielfaltspolitik unter 
Druck (z. B. durch Verlagerung der 
personellen Verwaltungskapazitäten 
ins Gesundheitsamt), während 
die Unterstützungsbedarfe in den 
migrantischen Communities steigen.

2022 

	 Krieg in der Ukraine

•	� Kommunen und Zivilgesellschaft vor Ort 
sind erneut herausgefordert, Aufnahme 
und Integration einer großen Anzahl 
von Geflüchteten schnell und gut zu 
organisieren.
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2.	� Entwicklungsdynamiken und 
Rahmenbedingungen

2.1	� Entwicklungsdynamiken der Integra­
tionspolitik in Deutschland 

Der auf dem 13. Integrationsgipfel im März 2021 vorge-
legte Nationale Aktionsplan Integration bildet den vorläufi-
gen Abschluss einer strategischen Neuausrichtung der Inte-
grationspolitik in Deutschland. Diese wurde bereits mit der 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts (1999/2000) und 
dem Zuwanderungsgesetz (2004/2005) vorbereitet. Mit Dia-
logformaten wie den Nationalen Integrationsgipfeln und der 
Deutschen Islamkonferenz (seit 2006) sowie Plänen wie dem 
Nationalen Integrationsplan (2007) und den Nationalen Akti-
onsplänen Integration (2012 und 2021) wurde Integrationspo-
litik als eine Gemeinschaftsaufgabe von Staat und Gesellschaft 
konzipiert, die von Bund, Ländern und Kommunen zusammen 
mit Unterstützung einer Vielzahl von Akteur:innen aus Wirt-
schaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Migrantenorgani-
sationen gestaltet wird. 

Der aktuelle Nationale Aktionsplan wurde von der alten Bun-
desregierung wenig bescheiden als „der strategische, inte-
grationspolitische Ansatz für die 2020er Jahre“ vorgestellt 
(Integrationsbeauftragte 2021). Inwieweit der Regierungs-
wechsel im Dezember 2021 zu signifikanten Neuausrichtun-
gen im Themenfeld führen wird, bleibt abzuwarten. Im Koa-
litionsvertrag 2021–2025 zwischen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP wird zumindest schon mal ein „Neuanfang 
in der Migrationspolitik“ angekündigt. Im Mittelpunkt stehen 
dabei eine aktive und gestaltende Migrationspolitik sowie eine 
Reform des Einwanderungs- und Aufenthaltsrechts (Koaliti-
onsvertrag 2021: 137–138).

Kommunale Integrationspolitik verfolgt angesichts hetero-
gener Bedingungen in Städten, Landkreisen und Gemeinden 
sehr unterschiedliche Ansätze. Sie umfasst eine Vielzahl von 
Handlungsfeldern, zu denen insbesondere Angebote zur För-
derung der sozialen Integration von Zugewanderten durch 
die Verbesserung von Sprachkompetenzen und Bildungs-
chancen, die Erleichterung der Zugänge zum Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt, Integration und Teilhabe in der Nachbar-

schaft, freiwilliges Engagement und politische Partizipation 
gehören. Auch Maßnahmen zur Förderung von Toleranz und 
Zusammenhalt, zur Prävention und Moderation von Kon-
flikten sowie zur interkulturellen Öffnung von Behörden und 
Vereinen in der Gesamtgesellschaft werden von vielen Kom-
munen initiiert. Sie unterstützen die Integrationsarbeit von 
Wohlfahrtsverbänden und Kirchen, von Migrantenselbstor-
ganisationen oder religiösen Gemeinden. Viele Städte för-
dern zudem zivilgesellschaftliche Initiativen, die Menschen 
mit Migrationshintergrund und/oder Fluchterfahrung unter-
stützen oder sich für interkulturelle Begegnungen einsetzen 
(vgl. Gesemann 2016: 284; siehe auch die Beiträge in Gese-
mann und Roth 2018).

Die kommunale Integrationspolitik der vergangenen fünf 
Jahrzehnte ist durch verschiedene Phasen gekennzeichnet, 
die von ersten Ansätzen kommunaler Ausländer- bzw. Inte-
grationspolitik in den 1970er Jahren über eine Phase der 
Diskontinuität in den 1980er Jahren angesichts wenig för-
derlicher bundespolitischer Rahmenbedingungen sowie die 
Anfänge der Wiederbelebung in den 1990er Jahren, insbe-
sondere in „Aktivitätszentren“ wie den Großstädten Berlin, 
Frankfurt am Main, München und Stuttgart, bis zur Entste-
hung und Verbreitung eines strategisch ausgerichteten Inte-
grationsmanagements in den 2000er Jahren reicht (vgl. Fil-
singer 2018).

Zentrale Bedingungen für die Weiterentwicklung kommu-
naler Integrationspolitiken waren die Bildung der rot-grü-
nen Bundesregierung im Jahr 1998, die Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts (1999/2000) und die Einberufung der 
Unabhängigen Kommission „Zuwanderung“ unter Vorsitz 
der CDU-Politikerin Rita Süssmuth (2000). Eine Zäsur in der 
kommunalen Integrationspolitik markierte das Anfang 2005 
in Kraft getretene Zuwanderungsgesetz, mit dem die För-
derung von Integration erstmals als eine Bundesaufgabe 
definiert wurde, die eine Beteiligung von Ländern, Kom-
munen, Wirtschaft und zivilgesellschaftlichen Akteur:innen 
einschließt. Diese Neuausrichtung in der Integrationspoli-
tik begründete eine enorme Aufwertung des Themenfeldes 
Migration und Integration und führte in der Folge zu viel-
fältigen Anstrengungen seitens der Länder und Kommunen.

Der zu dieser Zeit vom Bundesministerium des Innern und 
der Bertelsmann Stiftung initiierte Wettbewerb „Erfolgreiche 
Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Integra-
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Diese Empfehlungen bilden einen Kanon von Erfolgsfak-
toren einer kommunalen Integrationspolitik, an den seit-
dem immer wieder angeknüpft wird (siehe die Erklärungen 
der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände zu 
den Nationalen Aktionsplänen Integration 2011 und die Ver-
öffentlichung „Diversität gestalten“ der Bertelsmann Stif-
tung 2011). Diese bauen auf den Grundprinzipien erfolgrei-
cher kommunaler Integrationspolitik auf und differenzieren 
die einzubeziehenden Politikfelder (Frühkindliche Förde-
rung, Gesundheit und Pflege, Sport und Kultur) und Zielgrup-
pen (Flüchtlinge) weiter aus. Die Anwendung und Umsetzung 
dieser Handlungsempfehlungen wurde erstmals im Jahr 2011 
bewertet (vgl. Gesemann, Roth und Aumüller 2012), allerdings 
steht eine aktuelle Bestandaufnahme noch aus.

tionspolitik“ griff diese Entwicklung auf und vermittelte der 
bundesdeutschen Integrationspolitik neue Impulse. Zu den 
Ergebnissen gehörten „Zehn Handlungsempfehlungen für 
eine erfolgreiche kommunale Integrationspolitik“ (vgl. Ber-
telsmann Stiftung und Bundesministerium des Innern 2006: 
8–15). Sie spiegelten sich im Beitrag der Bundesvereinigung 
der kommunalen Spitzenverbände zum Nationalen Integrati-
onsplan der Bundesregierung (2007) wider, in dem diese sich 
verpflichteten, kommunale Integrationsmaßnahmen wei-
terzuentwickeln und zu verstärken sowie mit eigenen kon-
kreten Handlungsempfehlungen zu unterlegen (vgl. Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2007: 31–33). 
Die beiden Sammlungen von Handlungsempfehlungen weisen 
nur geringe Unterschiede auf: Während die einen die Entwick-
lung von Strategie und Konzeption und die Herstellung poli-
tischer Verbindlichkeit als eigene Punkte hervorheben (Ber-
telsmann Stiftung und Bundesministerium des Innern 2006), 
stellen die anderen die Förderung lokaler ethnischer Ökono-
mie und die Stärkung des Engagements gegen Fremdenfeind-
lichkeit besonders heraus (Bundesvereinigung der kommu-
nalen Spitzenverbände 2007). Hieraus ergeben sich folgende 
Erfolgsfaktoren der kommunalen Integrationspolitik:	  

(1) �Integration als Querschnittsaufgabe verankern;

(2) �Strategie und Konzeption (gemeinschaftlich) entwickeln;

(3) �politische Verbindlichkeit herstellen („Integration muss 
Chefsache sein“);

(4) �lokale Netzwerke aufbauen und unterstützen;

(5) �bürgerschaftliches Engagement aktivieren und 
Partizipation sicherstellen; 

(6) �Engagement gegen Fremdenfeindlichkeit stärken;

(7) �sozialräumliche Integration fördern („Auf Stadtteilebene 
planen und arbeiten“);

(8) �interkulturelle Öffnung der Verwaltung vorantreiben, 
Zugangsbarrieren abbauen; 

(9) �Handlungsfelder bearbeiten: Bildung und Sprache, 
berufliche Integration (lokale ethnische Ökonomie 
fördern) und Dialog (interkultureller/interreligiöser 
Dialog; Öffentlichkeitarbeit und Kommunikation; 
Bürgerdialoge).

(10) �Erfolge messen: Evaluation und Controlling.

Quelle: eigene Zusammenstellung und sprachliche Zusammenführung 
aus: Bertelsmann Stiftung und Bundesministerium des Innern (2006); 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (2007) 
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Kurz und bündig: Meilensteine der Integrations­
politik in Deutschland

1999/2000 Reform des Staatsangehörigkeitsrechts

2000/2001 Unabhängige Kommission Zuwanderung 
(„Süssmuth-Kommission“): Deutschland ist 
Zuwanderungsland

2004/2005 Zuwanderungsgesetz

2004/2005 Wettbewerb „Erfolgreiche Integration 
ist kein Zufall“ (Bertelsmann Stiftung/
Bundesministerium des Innern)

seit 2006 Dialogformate: Nationaler Integrationsgipfel; 
Deutsche Islamkonferenz

2007 Nationaler Integrationsplan mit Handlungs
empfehlungen der kommunalen Spitzen
verbände

2011 Nationaler Aktionsplan Integration 
„Zusammenhalt stärken – Teilhabe 
verwirklichen“

seit 2015/2016 kommunale Konzepte zur Integration von 
Geflüchteten

2019 Fachkräfteeinwanderungsgesetz

2021 Nationaler Aktionsplan Integration

 
2.2	� Migration und Integrationspolitik im 

föderalen Staat1 

In internationalen Debatten werden die Stärkung lokaler 
und regionaler Verantwortung, der Schutz und die Sichtbar-
keit von Minderheiten sowie die Förderung von Engagement 
und Beteiligung als zentrale Merkmale föderaler Systeme 
hervorgehoben (siehe insbesondere die Beiträge in Joppke 
und Seidle 2012; Seymour und Gagnon 2012). Erweitert wur-
den diese Perspektiven um verschiedene Ansätze zur Analyse 
von Governance in Mehrebenensystemen, die das dynami-
sche Zusammenwirken horizontaler und vertikaler Netzwerke 
sowie verschiedene Konfigurationen von Governance auf 
lokaler Ebene in den Blick nehmen (vgl. Caponio, Scholten und 
Zapata-Barrero 2019).

1	 Die Ausführungen in den Kapiteln 2.2., 2.3. und 2.4 basieren teilweise 
auf der Veröffentlichung von Gesemann und Seidel 2022.

Im föderalen Mehrebenensystem der Bundesrepublik 
Deutschland wird die Integration von Zuwandernden als 
gesamtgesellschaftliches Anliegen und als gemeinsame Auf-
gabe von Bund, Ländern und Kommunen verstanden. Bun-
desregierung und Bundesländer sind im Bereich der Inte-
grationspolitik insbesondere für die Gestaltung rechtlicher 
Rahmenbedingungen sowie für die Förderung in zentralen 
Integrationsbereichen (vor allem Arbeitsmarktintegration als 
bundespolitische Domäne und Bildungsintegration als Län-
deraufgabe) verantwortlich und beeinflussen auf diese Weise 
die Bedingungen der Integration von Menschen mit Migra
tionshintergrund in Städten, Landkreisen und Gemeinden 
entscheidend mit.

Kommunen verfügen in der Integrationspolitik über erheb-
liche Gestaltungsspielräume. Sie können eigene, an die loka-
len Bedingungen angepasste Strategien zur Förderung von 
Integration und Teilhabe, zur Stärkung des sozialen Zusam-
menhalts und zur Gestaltung einer weltoffenen Kommune 
entwickeln. Und sie können diesen Prozess kooperativ und 
partizipativ mit einer Vielzahl insbesondere zivilgesellschaft-
licher Akteur:innen ausgestalten. Begrenzt werden die kom-
munalen Handlungsspielräume durch Rahmenbedingun-
gen auf globaler, europäischer, nationaler und subnationaler 
Ebene, die sich der Reichweite der lokalen Politik entziehen. 
Kommunen sind zudem von Zuweisungen, Förderprogram-
men und Vorgaben übergeordneter Ebenen (Europäische 
Union, Bund, Länder) abhängig (vgl. Bommes 2018).

Die migrations- und integrationspolitische Rolle der Kom-
munen im föderalen Bundesstaat wird allerdings sehr unter-
schiedlich bewertet. Während einige Wissenschaftler:innen 
aufzeigen, dass die Reformen im „aktivierenden Wohlfahrts-
staat“ und die Neuausrichtung der Integrationspolitik eine 
neue Phase des föderalen Gleichgewichts begründet haben 
(vgl. Bommes und Kolb 2012: 129–130), beklagen andere die 
„sehr zersplitterten und undurchsichtigen Zuständigkeiten“ 
(Bogumil und Hafner 2020: 137). Ähnlich kontrovers wer-
den die Handlungsspielräume der lokalen Ebene diskutiert: 
Einerseits werden strukturelle Schwächen der kommunalen 
Handlungsfähigkeit beklagt (vgl. Schönig 2020), andererseits 
Spannungen im Mehrebenensystem als Innovationsmoto-
ren der Migrations- und Flüchtlingspolitik interpretiert (vgl. 
Schammann 2020).
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2.3	� Dynamiken und räumliche Muster der 
Migration 

Die Bundesrepublik Deutschland ist zu einem attraktiven 
Ziel für verschiedene Gruppen von Migrant:innen gewor-
den, zu denen freizügigkeitsberechtigte EU-Staatsangehö-
rige, hochqualifizierte Erwerbskräfte und ausländische Stu-
dierende gehören. Zudem hat das Land im letzten Jahrzehnt 
viele Schutzsuchende aufgenommen, sodass sich die Bevöl-
kerungszusammensetzung stark verändert hat (vgl. Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge 2020). Im Zeitraum von 
2005 bis 2020 wuchs die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund von 15,3 Millionen Menschen auf 21,9 Millionen Men-
schen. Zugleich stieg ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung im 
gleichen Zeitraum von 18,6 Prozent auf 26,7 Prozent. Bei den 
Kindern unter fünf Jahren verfügten im Jahr 2020 bereits 40,3 
Prozent über einen Migrationshintergrund (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2022: 32). 

Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist in Deutsch-
land räumlich sehr ungleich verteilt. Unterschiede zeigen sich 
insbesondere zwischen ost- und westdeutschen Bundeslän-
dern sowie nach Gemeindegrößen: Während der Anteil der 
Menschen mit Migrationshintergrund an der Bevölkerung 
im früheren Bundesgebiet einschließlich Berlin im Jahr 2020 
bei 29,9 Prozent lag, belief er sich in den ostdeutschen Bun-
desländern ohne Berlin nur auf 9,0 Prozent (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2022: 37). Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund lebt nach wie vor in Mittelstädten 
(29,9 %), Kleinstädten (21,2 %) oder Landgemeinden (6,7 %). 
In Großstädten lebten demgegenüber 42,2 Prozent der Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund (ebd.: 36, eigene Berech-
nungen). Dieses Muster der räumlichen Verteilung der Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund ist seit 2005 erstaunlich 
stabil geblieben und wurde durch die hohe Zuwanderung von 
Geflüchteten 2015/2016 sogar noch gestärkt (vgl. Gesemann 
und Seidel 2022: 128 f.).

Migration ist in den letzten 15 Jahren nicht nur in Groß- 
und Mittelstädten, sondern auch in kleineren Städten und 
Gemeinden zu einem sozialen Phänomen geworden, das 
die soziodemografische Struktur der lokalen Bevölkerung 
nachhaltig verändern wird. Das lässt sich an der Verände-
rung des Anteils der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund nach Gemeindegrößen gut veranschaulichen. Wäh-
rend in Großstädten im Jahr 2020 etwa jede:r Dritte (32,5 %) 

Weitgehend unbestritten ist hingegen, dass der lokalen Ebene 
für die soziale Integration eine Schlüsselbedeutung zukommt. 
Es sind Städte und Gemeinden, in denen Menschen in alltägli-
che Lebensbezüge und zentrale Bereiche der Gesellschaft ein-
gebunden sind und das Miteinander gestaltet wird. Hier wer-
den die Grundlagen für Anerkennung und Akzeptanz, soziales 
Vertrauen und gesellschaftlichen Zusammenhalt gelegt, aber 
auch Konflikte, wie zum Beispiel um die Nutzung des öffentli-
chen Raumes, ausgetragen. Chancen von Zuwanderung, Inte-
gration und Teilhabe, aber auch Barrieren und Folgen einer 
mangelnden Integration von Zugewanderten und ihren Nach-
kommen sowie einer mangelnden Offenheit der aufnehmen-
den Gesellschaft zeigen sich vor allem auf der lokalen Ebene. 
Die Kommunen haben somit seit jeher ein besonderes Interesse 
an einer gelingenden Integration (vgl. Gesemann 2016: 282). 

Kurz und bündig: Integrationspolitik im föderalen 
Mehrebenensystem

•	� Integration wird als Gemeinschaftsaufgabe der föderalen 

Ebenen der Bundesrepublik Deutschland angesehen. 

Bund: Arbeitsmarktintegration 

Länder: Bildungsintegration 

Kommunen: an lokale Gegebenheiten angepasste Strate-

gien, Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteur:innen

•	� Die Rolle und Handlungsspielräume der Kommunen  

werden wissenschaftlich kontrovers diskutiert. Die  

zentrale Bedeutung dieser Ebene für die Gestaltung des 

gesellschaftlichen Miteinanders ist jedoch weitgehend 

unbestritten.

11



Analysen und Konzepte  5 | 2022  |  Entwicklungsdynamiken und Rahmenbedingungen

Kurz und bündig: Migrationsdynamiken und -verteilung

•	� Deutschland ist zu einem attraktiven Zielland für internationale 

Migrant:innen geworden. Gut jeder/jede vierte Einwohner:in hatte 

2020 einen Migrationshintergrund.

•	� Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist in Deutschland räum-

lich sehr ungleich verteilt. Unterschiede zeigen sich zwischen Ost 

und West sowie nach Gemeindegröße.

•	� Der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund nimmt mit 

der Gemeindegröße zu und ist in Großstädten mit mehr als 500.000 

Einwohner:innen am höchsten.

•	� Die Mehrheit der Menschen mit Migrationshintergrund lebt in Mit-

telstädten, Kleinstädten und Gemeinden.

•	� In Kleinstädten und Gemeinden haben sich die Anteile der Menschen 

mit Migrationshintergrund an der lokalen Bevölkerung seit 2005 

deutlich erhöht.

•	� Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamt-

bevölkerung ist im letzten Jahrzehnt in kleineren Gemeinden stärker 

als in größeren Städten gestiegen.

über einen Migrationshintergrund verfügte, war 
es in Kleinstädten und Gemeinden unter 20.000 
Einwohner:innen jede:r Fünfte (18,4 %) (Statis-
tisches Bundesamt 2022: 36; eigene Berechnun-
gen). Im Zeitraum 2005 bis 2020 hat sich der Anteil 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund zwar 
in allen Gemeindegrößenklassen erhöht, aber ein 
relativer Bedeutungszuwachs zeigt sich vor allem 
in kleineren Gemeinden. In Gemeinden unter 5.000 
Einwohner:innen ist beispielsweise der Anteil der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Zeit-
raum von 2005 bis 2020 um mehr als zwei Drittel 
gestiegen – von 6,8 Prozent auf 11,4 Prozent (vgl. 
Gesemann und Seidel 2022: 129; siehe auch Abbil-
dung 1).

Landgemeinden (<5.000 EW) Kleinstädte (5.000–20 000 EW) Mittelstädte (20.000–100.000 EW)

Kleine Großstädte (100.000–500.000 EW) Große Großstädte (>500.000 EW)

5 %
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15 %
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35 %
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9,1
7,26,8

33,7

30,3
26,6

26,9

31,1

27,6

25,3

22,6

26,6

22,8

19,919,4 19,1

16,1

14,113,7

ABBILDUNG 1  �Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund nach Gemeindegröße 2005 bis 2020 (in Prozent)

Quelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnisse des Mikrozensus 2005, 2010, 2015 und 2020 (Statistisches Bundesamt 2017a–c; 2022),  
eigene Berechnungen. Datengrundlage sind aus Vergleichsgründen die Angaben zur Bevölkerung mit Migrationshintergrund im engeren 
Sinne, deren Anteil an der Bevölkerung (24,4 %) im Jahr 2020 gut zwei Prozent unter dem der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im 
weiteren Sinn (26,7 %) lag.

12



Entwicklungsdynamiken und Rahmenbedingungen  |  Analysen und Konzepte  5 | 2022

Geflüchteten, insbesondere in den Jahren 2015 und 2016, dar. 
Während in den ersten Monaten Aufnahme, Unterbringung 
und Versorgung der Menschen im Vordergrund standen, zeigte 
sich schon bald, dass es vielfältiger Anstrengungen von Bund, 
Ländern und Kommunen sowie eines abgestimmten Zusam-
menwirkens von Kommune, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
bedurfte, wenn Integration auf lange Sicht gelingen sollte. Die 
starke Zuwanderung der letzten Jahre hat dazu geführt, dass 
inzwischen auch viele Landkreise, Städte und Gemeinden die-
sem Politikfeld einen hohen Stellenwert beimessen (vgl. Gese-
mann und Roth 2017; Schammann et al. 2020).

Die gewachsene Bedeutung der Zivilgesellschaft im Inte
grationsgeschehen resultiert in diesem Zusammenhang auch 
aus einem aktiven Beteiligungsanspruch der Engagierten. 
Infolge staatlicher Überforderung bei der Erstaufnahme der 
Geflüchteten entstanden flächendeckend neue zivilgesell-
schaftliche Zusammenschlüsse, von denen viele mit der Zeit 
zu (kritischen) Koproduzenten in kommunalen Integrations-
netzwerken geworden sind (vgl. Seidel und Gesemann 2020). 
Darüber hinaus versuchen Kommunen mithilfe aktivieren-
der Ansätze, bürgerschaftliches Engagement, zum Beispiel 
in Form von Nachbarschafts- und Patenschaftsprojekten, für 
Integration nutzbar zu machen oder die Vereins- und Kul-
turlandschaft in ihrer Öffnung für gesellschaftliche Vielfalt 
zu unterstützen. Unabhängig davon ist Beteiligung vielerorts 
zu einer Säule der Integrationspolitik geworden, auch, indem 
der Anspruch formuliert wird, Programme unter Einbezie-
hung von Vertreter:innen der Zielgruppen bedarfsgerechter 
und partizipativer zu gestalten.

Die Bedeutung und Verantwortung der Wirtschaft für die Inte-
gration von Menschen mit Migrationshintergrund und/oder 
Fluchterfahrung wird zwar häufig betont, aber Vertreter:innen 
von Kammern, Verbänden und Unternehmen sind bislang nur 
selten in den Netzwerken der kommunalen Integrationspoli-
tik vertreten. Die kommunale Wirtschaftsförderung ist zudem 
immer noch zu wenig mit der Integrationspolitik verzahnt, 
sodass von einer systematischen Erschließung der ökonomi-
schen Potenziale von Menschen mit Migrationshintergrund 
nicht gesprochen werden kann. Allerdings hat der mit dem 
demografischen Wandel verbundene Arbeits- und Fachkräf-
temangel in einigen Kommunen und Regionen das Interesse 
an der Entwicklung von Strategien zur Gewinnung qualifi-
zierter Zugewanderter sowie der Gestaltung zuwanderungs-
freundlicher Strukturen wieder belebt. 

2.4	� Stand der kommunalen Integrations­
politik

Die zu Beginn der 2000er Jahre einsetzende Dynamik im 
Themenfeld Migration und Integration spiegelt sich auch in 
einem verstärkten wissenschaftlichen Interesse an kommu-
naler Integrationspolitik und ihrer Ausgestaltung wider (vgl. 
Gesemann und Roth 2009; 2018). Die Folgen von Zuwande-
rung und die Handlungsmöglichkeiten einer sozialräumlichen 
Integrationspolitik wurden zunächst vor allem am Beispiel 
von Großstädten diskutiert (vgl. Verbundpartner „Zuwande-
rung in der Stadt“ 2007). Die besondere Situation in Klein- 
und Mittelstädten sowie ländlichen Regionen wurde dagegen 
erst im letzten Jahrzehnt stärker in den Blick genommen (vgl. 
Hanhörster et al. 2011; Aumüller und Gesemann 2014; Gese-
mann 2015; Reimann et al. 2018; Franke, Pätzold und Rei-
mann 2020). Es liegen zudem einige übergreifende Studien 
zur kommunalen Integrations- und Flüchtlingspolitik vor, die 
auf umfangreichen empirischen Erhebungen zu den Auswir-
kungen von Migration sowie der Zuwanderung von Geflüchte-
ten seit 2015/2016 beruhen (vgl. Gesemann, Roth und Aumül-
ler 2012; Gesemann und Roth 2017; Schammann et al. 2020).

Bereits die vor einem Jahrzehnt im Auftrag der Bundesre-
gierung erstellte Studie zum Stand der kommunalen Inte
grationspolitik in Deutschland zeigte, welche Bedeutung 
die Kommunen der Integration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund beimessen. Sie begründeten den beson-
deren Stellenwert von Integrationspolitik vor allem res-
sourcenorientiert: Viele Städte, Landkreise und Gemeinden 
versuchen vor dem Hintergrund von demografischem Wan-
del und Fachkräftemangel die Potenziale der Bevölkerung 
mit Migrationsgeschichte und damit einhergehende Chan-
cen für die Regionalentwicklung systematischer zu erschlie-
ßen. Zugleich verwiesen sie auf sozialräumliche Problemla-
gen und die Kosten mangelnder Integration. Die Integration 
von Menschen mit Migrationshintergrund wandelte sich in 
diesem Prozess von einer kommunalen Nischenrolle zu einer 
zentralen Zukunftsaufgabe, deren Fokus nicht mehr nur auf 
der sozialen Integration einer einzelnen Bevölkerungsgruppe, 
sondern auf dem Zusammenhalt der ganzen Kommune sowie 
deren Entwicklungsperspektiven liegt (vgl. Gesemann, Roth 
und Aumüller 2012).

Eine neue zentrale Herausforderung in nahezu allen Städten, 
Landkreisen und Gemeinden stellte die hohe Zuwanderung von 

13



Analysen und Konzepte  5 | 2022  |  Entwicklungsdynamiken und Rahmenbedingungen

litik und die Einbindung der Bevölkerung in eine lokale Inte-
grations- und Vielfaltspolitik als die wichtigsten Elemente 
einer strategisch ausgerichteten Integrationspolitik ange-
sehen werden. Während Großstädte, große Mittelstädte und 
Landkreise klassische Steuerungsinstrumente, wie die Veran-
kerung von Integration als Querschnittsaufgabe, kommunale 
Integrationskonzepte oder Integrationsmonitoring, höher 
bewerten, steht in Kleinstädten und Gemeinden die Förderung 
des freiwilligen, integrationsbezogenen Engagements an 
erster Stelle. Bemerkenswert ist allerdings, dass inzwischen 
auch Kleinstädte und Gemeinden Steuerungsinstrumenten 
wie der Verankerung von Integration als Querschnittsaufgabe 
(58,9 %) oder kommunalen Integrationskonzepten (52,7 %) 
eine vergleichsweise hohe Bedeutung („sehr wichtig“ oder 
„wichtig“) beimessen (vgl. Gesemann und Roth 2016: 31; 
siehe auch Abbildung 2).

Dieser Entwicklungstrend zeigt sich auch in einer aktuellen 
Studie, die auf der Basis einer qualitativen Untersuchung in 
92 Städten, Landkreisen und Gemeinden in zwölf deutschen 
Bundesländern zu dem Befund kommt, die Zuwanderung der 
Jahre 2015 und 2016 habe dazu geführt, „dass sich Kommunen 
wesentlich breiter und strategischer auf Migration und migra-
tionsbedingte Vielfalt einstellten“ (Schammann et al. 2020: 6).

2.4.1	� Strategische Ausrichtung der kommunalen 
Integrationspolitik

Eine strategische Orientierung ist in der kommunalen Inte
grationspolitik von zentraler Bedeutung, wenn es darum geht, 
Integration als Schlüsselaufgabe in der Kommune zu gestal-
ten, Chancen und Potenziale von Zuwanderung zu erschlie-
ßen sowie Barrieren und Schwierigkeiten zu überwinden (vgl. 
Gesemann, Roth und Aumüller 2012; Gesemann 2013). Viele 
Städte, Landkreise und Gemeinden haben im letzten Jahr-
zehnt Konzepte, Strukturen und Instrumente entwickelt, 
die eine effiziente und systematische Bearbeitung der sozi-
alen, politischen und wirtschaftlichen Folgen von Migration 
ermöglichen sollen (vgl. Filsinger und Gesemann 2018). Bei 
der erfolgreichen Bewältigung der Aufgaben und Herausfor-
derungen, die mit der langfristigen Integration von Geflüch-
teten in die lokale Gesellschaft verbunden sind, können diese 
Kommunen somit auf Erfahrungen zurückgreifen, die sie im 
Rahmen eines lokalen Integrationsmanagements gesammelt 
haben (vgl. Gesemann und Roth 2017).

Die Ergebnisse der DESI-Befragung zur kommunalen Flücht-
lings- und Integrationspolitik im Jahr 2016 zeigen, dass die 
Vernetzung zentraler Akteur:innen, die Förderung des frei-
willigen Engagements in der kommunalen Integrationspo-
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ABBILDUNG 2  �Bedeutung von ausgewählten Elementen einer strategischen Integrationspolitik aus der Perspektive 

von Kommunen

Quelle: Gesemann und Seidel 2022: 133. Die Darstellung basiert auf den Ergebnissen der DESI-Befragung von Kommunen von Januar bis 
März 2016 (Gesemann und Roth 2016). Eigene Darstellung. 
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aller Bevölkerungsgruppen für eine aktive Zukunftsgestaltung 
und das Miteinander im Gemeinwesen erschließt und Einwan-
derung als Selbstverständlichkeit anerkennt.

 
Kurz und bündig: Stand der kommunalen 
Integrationspolitik

•	� Integrationspolitik hat sich zunehmend zu einer zentralen 

Aufgabe für Kommunen entwickelt, die neben den sozia-

len Aspekten durch diesen Prozess auch Zukunftspoten-

ziale für die eigene Entwicklung erschließen können.

•	� Bürgerschaftliches Engagement und zivilgesellschaftliche 

Beteiligung sind zu zentralen Säulen der kommunalen In-

tegrationspolitik und -arbeit geworden. Eine strukturelle 

Einbindung der Wirtschaft findet hingegen aktuell nicht 

statt.

•	� Integrationspolitik wird zunehmend strategisch ausge-

richtet. Wichtige Faktoren hierbei sind die Vernetzung 

zentraler Akteur:innen, die Förderung des freiwilligen  

Engagements sowie die Einbindung der Bevölkerung, 

aber auch die Entwicklung kommunaler Integrations

konzepte.

•	� Migrations- und Integrationspolitik sieht sich auf kom-

munaler Ebene u. a. den Herausforderungen eines hohen 

verwaltungstechnischen Abstimmungs- und Koopera-

tionsbedarfs, mangelnder finanzieller Ressourcen als 

auch potenziell widersprüchlicher Zielsetzungen und 

Problemen bei der Zusammenarbeit unterschiedlicher 

Akteur:innen gegenübergestellt.

•	� Viele Kommunen definieren Integrationspolitik als einen 

Teil ihrer Vielfaltspolitik, die Teilhabechancen für alle  

Bevölkerungsgruppen ermöglichen und zu einer positiven 

kommunalen Gesellschaftsentwicklung beitragen soll.

Die vorliegenden Studien zum Handlungsfeld Migration, 
Flucht und Integration zeigen aber nicht nur, wie Städte, 
Landkreise und Gemeinden die Folgen von Migration bear-
beiten und welche Faktoren sich in diesem Zusammenhang 
als Erfolg versprechend erwiesen haben, sondern verweisen 
zugleich auf zentrale Herausforderungen, die das Politikfeld 
trotz einer starken Aufwertung und einer zunehmenden stra-
tegischen Ausrichtung in den vergangenen zwanzig Jahren 
nach wie vor prägen: die starke Verwaltungsverflechtung im 
Bereich Migration und Integration mit einem hohen Abstim-
mungs- und Kooperationsbedarf (vgl. Bogumil und Kuhl-
mann 2020), die unzureichende finanzielle Ausstattung der 
Kommunen als Folge einer nicht ausreichenden Beteiligung 
von Bund und Ländern an den Kosten der Integrationspoli-
tik (Fachkommission Integrationsfähigkeit 2020), das Span-
nungsverhältnis zwischen ordnungsrechtlichen und sozial-
politischen Zielen (vgl. Schammann et al. 2020) sowie eine 
optimierbare Kooperation zwischen Kommunen, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft.

Die Fachkommission Integrationsfähigkeit (2020: 184) plä-
diert vor diesem Hintergrund dafür, die Kompetenzen und 
Handlungsfähigkeiten der Kommunen zur Förderung von 
Integration und Teilhabe aller Mitglieder der Gesellschaft 
zu verbessern. Die Herausforderung ist dabei, vertikal die 
Kooperation und Kommunikation zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen und die finanzielle Ausstattung für integra-
tionspolitische Maßnahmen der Kommunen sowie horizon-
tal die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Ressorts 
und die Verzahnung mit zivilgesellschaftlichen Akteur:innen 
zu verbessern.

Hinzu kommt, dass gesellschaftliche Spannungen, Polari-
sierungen und Spaltungsprozesse in den vergangenen Jah-
ren zugenommen haben. Ein produktiver, demokratischer 
Umgang mit Auseinandersetzungen, die Sichtbarkeit und eine 
Erhöhung der Akzeptanz von Vielfalt und bessere Teilhabe-
chancen sind in diesem Zusammenhang zu Schlüsselwör-
tern geworden, um sozialen Zusammenhalt zu stärken. Aktu-
elle Integrationspolitiken werden vor diesem Hintergrund in 
übergreifende Konzepte zur sozialen Kommunal- und Gesell-
schaftsentwicklung eingebettet und wenden sich einer Viel-
faltspolitik und den Teilhabechancen aller Bevölkerungsgrup-
pen zu, ohne die speziellen Bedarfe einzelner Gruppen aus 
dem Blick zu verlieren. Auch in kleineren Kommunen wächst 
so zunehmend ein neues Selbstverständnis, das die Potenziale 
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Zu den insgesamt 107 teilnehmenden Kommunen gehör-
ten überwiegend Städte (82 %) sowie zu deutlich geringeren 
Anteilen Landkreise (10 %) und Gemeinden (8 %). Differen-
ziert nach Größenklassen zeigte sich ein ausgewogeneres Bild: 
auf die Größenklasse 1 (weniger als 50.000 Einwohner:innen) 
entfielen 38 Prozent, auf die Größenklasse 2 (50.000 bis 
200.000 Einwohner:innen) 32 Prozent und auf die Größen-
klasse 3 (mehr als 200.000 Einwohner:innen) 30 Prozent der 
Kommunen (vgl. Bertelsmann Stiftung und Bundesministe-
rium des Innern 2006: 30–31). 

Die Jury unter dem Vorsitz von Dr. Lale Akgün (damals Lan-
deszentrum Zuwanderung Nordrhein-Westfalen) bestand aus 
elf Expert:innen und den Vertreter:innen der kommunalen 
Spitzenverbände. Von den 23 in die Vorauswahl gekommenen 
Kommunen wählte sie in einer zweiten Bewerbungsrunde 15 
für eine intensive Bereisung aus. Im Rahmen dieser Besuche 
vor Ort wurden die verschiedenen Akteursgruppen der jewei-
ligen Kommune interviewt. Die Jury stimmte im Anschluss für 
insgesamt vier Preisträgern: die Landeshauptstadt Stuttgart 
in der Kategorie der großen Städte, die Klingenstadt Solin-
gen in der Kategorie der mittleren Städte, die Gemeinde Belm 
in der Kategorie der kleinen Städte und Gemeinden sowie den 
Landkreis Hersfeld-Rotenburg in der Kategorie der Land-
kreise. Neben den aufbereiteten Good-Practice-Beispielen 
wurden zehn Handlungsempfehlungen aus dem Wettbewerb 
herausgearbeitet (vgl. Bertelsmann Stiftung und Bundesmi-
nisterium des Innern 2006: 8–16).

3.	� Erfahrungen und Perspektiven 
in den prämierten Kommunen 

Der Zeitpunkt des Wettbewerbs 2004 und 2005 war güns-
tig, denn seit Anfang der Jahrtausendwende fingen die ers-
ten Kommunen an, Konzepte und Strategien zu erarbeiten. 
Punktuelle „Multikulturelle Festivals“ und andere Aktionen 
reichten nicht mehr aus, um die vielfältigen Herausforderun-
gen und Chancen anzugehen. Aus der projektbasierten Aus-
länderpolitik (so die damalige Terminologie vielerorts) wurde 
mehr und mehr eine kontinuierliche Integrationspolitik, die 
nicht nur Ausländer:innen, sondern auch die aus der ehema-
ligen Sowjetunion eingewanderten Aussiedler:innen umfasste 
sowie die Kinder und Enkelkinder aus Einwanderungsfa-
milien. All diese Gruppen wurden damals unter dem Begriff 
Zuwanderer bzw. Zuwanderinnen gefasst. In der Frage, ob 
auch Geflüchtete dazu gehörten, gingen die Auffassungen des 
Bundesinnenministeriums des Innern und mancher Kommu-
nen auseinander. 

Neu war zudem der kommunale Fokus, den Bertelsmann Stif-
tung und Bundesministerium des Innern sowie die Fachjury 
mit dem Wettbewerb setzten: 

„Die Folgen dieser Migration sind stehts auf lokaler Ebene ganz 
speziell zu spüren und verlangen ebenfalls nach lokalen Reak-
tionsweisen. Auch wenn der verfassungsmäßig garantierten 
Selbständigkeit der Kommunen die Abhängigkeit von Ent-
scheidungen der Bundes- und Landespolitik gegenübersteht, 
so setzen diese Beschlüsse doch allenfalls den Rahmen, den die 
kommunale Politik auszufüllen hat. Das gilt im umfassenden 
Maße auch für die Integration von Migranten“ (Bertelsmann 
Stiftung und Bundesministerium des Innern 2006: 70). 

Das Ziel des Wettbewerbs war es, die Integrationsstrategien 
von Kommunen „herauszustellen, zu vergleichen und wei-
ter zu verbessern, um anschließend die besten Ideen allen 
Kommunen zugänglich zu machen“ (Ausschreibungspapier, 
zitiert nach Bertelsmann Stiftung und Bundesministerium 
des Innern 2006: 70). Grundlage hierfür waren in Zusam-
menarbeit mit renommierten Expert:innen erarbeitete Qua-
litätskriterien. 
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Pavkovic 2018: 775; siehe auch Meier-Braun 2009: 373–374). 
Als Vorreiter kommunaler Integrationspolitik gehörte Stutt-
gart auch zu den Preisträgern des bundesweiten Wettbe-
werbs „Erfolgreiche Integration ist kein Zufall“, da die Stadt 
mit einem „zukunftsorientierten Gesamtkonzept“ überzeugt 
habe, „das Integrationspolitik unter anderem als Standort-
faktor für internationale Unternehmen begreift“ (Bertels-
mann Stiftung und Bundesministerium des Innern 2006: 92). 

Zu seinem zehnjährigen Jubiläum bezeichnete Prof. Dr. Klaus 
J. Bade, der damalige Vorsitzende des Sachverständigenrats 
deutscher Stiftungen für Integration, das Stuttgarter Bünd-
nis für Integration als „Impulsgeber für die Neugestaltung 
kommunaler Integrationspolitik in Deutschland und Europa“ 
(Bade 2011: 18). Stuttgart sei „es besonders gut gelungen […], 
eine breite Allianz für Integration aufzubauen“; die Stadt habe 
frühzeitig die Potenziale der Migrant:innen für Bildung, Wirt-
schaft und Stadtentwicklung erkannt und gefördert sowie 
durch aktive Mitwirkung in nationalen und europäischen 
Netzwerken der interessierten (Fach)Öffentlichkeit wichtige 
Erkenntnisse zur Bedeutung von Städten als „Kompetenzzen-
tren für Integration“ vermittelt (ebd.). 

Im zweiten Jahrzehnt des Bündnisses für Integration wurde 
der Fokus der kommunalen Integrationspolitik auf Integra-
tionsangebote für internationale Fachkräfte und Studierende 
(Welcome Center Stuttgart) und, wie in anderen deutschen 
Kommunen, auf die Aufnahme und Integration von Geflüch-
teten gelegt. Die Abteilung Integrationspolitik, zuvor 15 Jahre 
lang im Stab des Oberbürgermeisters angesiedelt, befin-
det sich seit 2016 im Referat für Soziales und gesellschaft-
liche Integration, welches neu eingerichtet wurde, „um die 
verschiedenen Strategien und Maßnahmen gegen Ungleich-
heit und für gleichberechtigte Teilhabe ‚unter einem Dach‘ 
zusammenzuführen“ (Landeshauptstadt Stuttgart 2021: 15). 

Im Jahr 2017 wurde zudem eine referatsübergreifende Len-
kungsgruppe zur gesellschaftlichen Integration gegründet, 
die von der Leitung der Abteilung Integration als sehr erfolg-
reich und effektiv bewertet wird. Durch diese Arbeitsgruppe, 
an der alle Amtsleitungen sowie weitere Leitungspositio-
nen aus anderen Referaten (z. B. Ausländerbehörde, Stab für 
Chancengleichheit, Behindertenbeauftragte) beteiligt sind, 
habe sich die Zusammenarbeit zwischen den Ämtern wesent-
lich verbessert. Integration sei für alle Verwaltungsstellen 
zu einer „Haltungssache“ geworden, sodass die beteiligten 

3.1	 Stuttgart

Strukturdaten

Bevölkerung (2021) 603.713

ausländische Personen (2021) 156.807

Anteil an der Bevölkerung (2021) 26,0 %

Bevölkerung mit Migrationshintergrund (2021) 279.034

Anteil an der Bevölkerung (2021) 46,2 %

Kinder mit Migrationshintergrund in 
Kindertageseinrichtungen (2019)

52,8 %

Konzepte

Landeshauptstadt Stuttgart, Referat Soziales und gesellschaft
liche Integration (2021). 20 Jahre Stuttgarter Bündnis für 
Integration. Stuttgart. [LINK]

Webseiten

Integration – der Stuttgarter Weg [LINK]

Integrationspolitik [LINK]

 
3.1.1	 Rahmenbedingungen

Stuttgart ist mit über 600.000 Einwohner:innen die sechst-
größte Stadt Deutschlands. Die baden-württembergische 
Landeshauptstadt konnte im letzten Jahrzehnt hohe Bevöl-
kerungszuwächse verzeichnen, die vor allem auf die Zuwan-
derung von Unionsbürger:innen aus Südosteuropa sowie seit 
2014 auf die vermehrte Zuwanderung von Geflüchteten, vor 
allem aus Ländern des Nahen und Mittleren Ostens, zurück-
gehen. Aktuell sind in Stuttgart Staatsangehörige aus rund 
180 Ländern gemeldet, die 26 Prozent der Bevölkerung aus-
machen. Der Ausländeranteil ist seit 2010 wieder angestiegen, 
nachdem er zuvor infolge von Einbürgerungen zurückgegan-
gen war. Insgesamt haben 46,2 Prozent der Stuttgarter:innen 
einen Migrationshintergrund. Besonders hoch ist der Anteil 
der Einwohner:innen mit Migrationshintergrund mit 60,7 
Prozent (2021) bei Kindern unter sechs Jahren.

Mit dem Stuttgarter Bündnis für Integration hat die Landes-
hauptstadt Stuttgart bereits im Jahr 2001 als eine der ersten 
deutschen Kommunen ein integrationspolitisches Konzept 
im Sinne einer „Gesamtstrategie für Verwaltung, Wirtschaft 
und Bürgergesellschaft“ beschlossen (vgl. Özbabacan und 
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3.1.2.1  �Konzeptionelle Weiterentwicklung der 
Integrationsarbeit

Stuttgart hat in den letzten 20 Jahren neben der Integrations-
arbeit im engeren Sinne (Förderung der gleichberechtigten 
strukturellen Integration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund) den Fokus auf die Erschließung von Potenzialen der 
migrationsbedingten Diversität gelegt (Vielfalt als Motor für 
soziale, ökonomische und kulturelle Stadtentwicklung). Der 
Ansatz „Fördern und Fordern“ wurde ressourcenorientiert 
um die Perspektive Einwanderung als Chance und Vielfalts-
kompetenz als Standortvorteil erweitert. Als Entwicklungs-
perspektive wird eine stärkere Bearbeitung von Schnitt-
stellenthemen durch intersektionale Zusammenarbeit, zum 
Beispiel Migration und Gender, Behinderung oder auch Alter, 
skizziert (Interview mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 
11. Januar 2022). 

Eine ressortübergreifende strategische Integrationsplanung 
erfolgt in Stuttgart über die Lenkungsgruppe gesellschaft-
liche Integration. Die strategische Integrationsplanung mit 
Integrationsmonitoring und anderen Steuerungsinstrumen-
ten wird allerdings nach Einschätzung der Leitung der Abtei-
lung Integration in einigen Städten systematischer als in 
Stuttgart verfolgt: 

„Wir arbeiten stärker mit Narrativen als Kommunikationsan-
satz, um Politik, Zivilgesellschaft und öffentliche Institutio-
nen aktiv einzubinden“ (Interview mit Gari Pavkovic und Ayse 
Özbabacan, 11. Januar 2022). 

Solche Narrative in der Stuttgarter Integrationspolitik sind 
beispielsweise „Jeder Mensch ist willkommen und wird 
gebraucht“, „Es braucht die gesamte Stadt, um Neuzuge-
wanderte zu integrieren“, „Einwanderung ist ein Motor für 
die Stadtentwicklung“ und „Toleranz und Weltoffenheit sind 
ein Standortvorteil“. Mit dieser Rahmung von Integration 
und Vielfalt ist es in Stuttgart aus Sicht der Leitung der Abtei-
lung Integrationspolitik über viele Jahre gelungen, ein „Ver-
ständnis von Einwanderung als Chance“, „Integration als 
positivem Standortfaktor“ und „Vielfalt als Stärke“ aufzu-
bauen, das Zugehörigkeitsgefühle fördert und Zusammen-
halt stärkt (Interview mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 
11. Januar 2022).

Ämter von sich aus kreative Ideen und Impulse eingebracht 
hätten. Die Arbeitsgruppe habe sich als ein gutes Instrument 
erwiesen, um das Thema Integration als ämter- und ressort-
übergreifende Aufgabe voranzubringen (Interview mit Gari 
Pavkovic und Ayse Özbabacan, Leitung Abteilung Integra
tionspolitik, 11. Januar 2022).

3.1.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik 

Als zentraler Erfolgsfaktor der kommunalen Integrationsar-
beit wird von der Landeshauptstadt Stuttgart angeführt, dass 
„Integration in Stuttgart […] als eine Querschnittsaufgabe der 
Verwaltung und als eine Gemeinschaftsaufgabe der gesam-
ten Stadtgesellschaft verstanden [wird]“ (Landeshauptstadt 
Stuttgart, Dr. Frank Nopper, Oberbürgermeister, Schreiben 
vom 11. Oktober 2020):

„Für fast alle Fraktionen im Stuttgarter Gemeinderat gehört 
die Integrationsarbeit zu den Themen mit hoher Priorität. Es 
gibt mehrere strategische Steuerungskreise im Referat Sozi-
ales und gesellschaftliche Integration, u. a. für die Sprachför-
derung, für die Flüchtlingsintegration und für die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit der Fachämter zu verschiedenen 
Fragestellungen. Wir binden die zuständigen Institutionen des 
Landes und des Bundes in unsere kommunalen Steuerungs-
kreise ein. Und wir haben nach wie vor ein vielfältiges freiwil-
liges Bürgerengagement von Einzelpersonen, Initiativen und 
Vereinen mit und ohne Migrationshintergrund in der Inte
grationsarbeit“ (Landeshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank Nop-
per, Schreiben vom 11. Oktober 2021).

Hervorgehoben wird, dass die Kommune im Rahmen der Erst-
integration von Neuzugewanderten „vielfältige Unterstüt-
zungsangebote für internationale Fachkräfte und Studierende 
sowie für Geflüchtete geschaffen hat, die nicht zu den origi-
nären kommunalen Aufgaben gehören“. Die Stadt investiert 
zudem „beträchtliche kommunale Mittel“ in die Ausbildung 
von jungen Neuzugewanderten und führt eine Vielzahl weite-
rer Maßnahmen durch (Landeshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank 
Nopper, Schreiben vom 11. Oktober 2021; siehe auch Landes-
hauptstadt Stuttgart 2021). 
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des strukturellen Rassismus statt. In der Folge wurde auch 
die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen und sozi-
alraumorientierten Ansätzen wie dem Projekt „Respektlot-
sen“ oder „interkulturellen Brückenbauern“ ausgebaut. Statt 
defensiv dem Argument einer vermeintlich gescheiterten 
Integrationspolitik in die Hände zu spielen, wurden Konflikt-
lagen evaluiert und an ihrer Bewältigung gearbeitet (Inter-
view mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

3.1.2.3  Einbindung von Unternehmen

Potenziale werden auch in einer stärkeren Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft gesehen. Die Einbindung von Wirtschafts-
unternehmen in lokale Netzwerke würde hierfür die Voraus-
setzungen schaffen. Teilweise erfolge dies schon aus Eigen-
interesse der Unternehmen (Gewinnung von Auszubildenden 
und Beschäftigten in Branchen mit zunehmendem Fachkräf-
temangel) über Spenden von Firmen bis hin zur Projektförde-
rung von wirtschaftsnahen Stiftungen vor Ort. Darüber hinaus 
könnten sich Unternehmen für eine bildungsgerechte, kul-
turell vielfältige, sozial und strukturell nachhaltige Stadtge-
sellschaft engagieren, weil sie selbst von diesen „weichen“ 
Standortfaktoren profitieren: 

„Unsere Wirtschaft profitiert von qualifizierten Fachkräf-
ten aus aller Welt. Die Kosten der Integrationsarbeit trägt die 
öffentliche Hand, letztlich wir alle. Weltoffenheit, ein gutes 
Bildungs- und Kulturangebot, familienfreundliche Struktu-
ren und Sicherheit sind wichtige Standortfaktoren unserer 
Städte im globalen wirtschaftlichen Wettbewerb. Im Stuttgar-
ter Bündnis für Integration müssen Wirtschaftsunternehmen 
eine größere Verantwortung übernehmen (z. B. Ausbildungs-
platzgarantie für alle jungen Menschen, Förderprogramme 
im Bildungs- und Integrationsbereich, Spenden für innovative 
Projekte usw.)“ (Landeshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank Nopper, 
Schreiben vom 11. Oktober 2021).

3.1.3	� Entwicklungsaufgaben und Handlungs­
schwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Die Landeshauptstadt Stuttgart geht von einem erweiter-
ten Integrationsverständnis aus, das die gleichberechtigte 
Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen am öffentlichen Leben, 
Demokratiebildung und Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts umfasst. Die daraus abgeleitete Integrations-

3.1.2.2  �Integration als Gemeinschaftsaufgabe der 
gesamten Stadtgesellschaft

Die aktive Einbindung der Bürger:innen unabhängig von 
Herkunft oder Staatsangehörigkeit und die Verknüpfung 
verschiedener Themenfelder wie Integration, Bildung und 
Stadtentwicklung gehört ebenfalls zu den Markenzeichen 
der Stuttgarter Integrationspolitik (vgl. Schuster 2011: 5). 
Diese umfasse die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 
Akteur:innen als Unterstützer:innen von Migrant:innen bzw. 
Geflüchteten in der klassischen Integrationsarbeit, aber in 
einem erweiterten Verständnis auch Handlungsfelder wie 
Demokratiestärkung und Stadtentwicklung: 

„Das verbindende Leitziel heißt: Stuttgart besser machen. Dies 
erfordert neue Kommunikations- und Kooperationsstrukturen 
mit Einbindung verschiedener zivilgesellschaftlicher Schlüssel
akteure, aber auch der Wirtschaft und Wissenschaft“ (Interview 
mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022). 

Die Abteilung Integration habe „vielfältige Kooperationen 
mit zivilgesellschaftlichen Akteur:innen, insbesondere mit 
Migrantenorganisationen, Flüchtlingsinitiativen und multi-
ethnisch zusammengesetzten Projektgruppen, d. h. die per-
sönliche Beziehungsarbeit ist sehr ausgeprägt“ (Interview mit 
Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022). Wichtig 
seien dabei ein empowernder Ansatz, der Anspruch migran-
tische Potenziale zu nutzen sowie der Aufbau eines Zugehö-
rigkeitsgefühls. 

„Wir machen nicht Programme für verschiedene Gruppen wie 
Migrantinnen und Migranten, sondern gemeinsam mit ihnen“ 
(Landeshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank Nopper, Schreiben vom 
11. Oktober 2021):

Der Ansatz der Abteilung Integration zeigt sich auch beim 
Umgang mit den Folgen der „Jugendkrawallnacht“ vom Som-
mer 2020. Ayse Özbabacan und Gari Pavkovic schildern, wie 
sie die Ereignisse genutzt haben, um mit Jugendlichen ins 
Gespräch zu kommen und ein Jugendforum einzurichten. 
Die Vorfälle hätten in einem besonderen Kontext stattgefun-
den: zum einen war die Situation von weitreichenden Coro-
namaßnahmen geprägt, die junge Menschen stark betroffen 
haben, während weder mit ihnen noch über ihre Bedürfnisse 
gesprochen wurde, zum anderen fand im Zuge der Black-
Lives-Matter-Bewegung eine öffentliche Thematisierung 
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3.1.3.2  Willkommenskultur 

Das Welcome Center Stuttgart wird als „Meilenstein“ in 
der Verankerung einer Willkommenskultur in den Verwal-
tungsstrukturen der Stadt bewertet (vgl. Landeshauptstadt 
Stuttgart 2021: 9). Die zentrale Anlauf- und Servicestelle für 
Neuzugewanderte bietet vielfältige Informationen und Unter-
stützung zu verschiedenen Themen des Alltagslebens wie 
Deutschlernen, Aufenthaltsrecht, Arbeit, Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse, Kinderbetreuung, Schule, Studium 
und Wohnungssuche in der Landeshauptstadt und der Region 
Stuttgart. Seit seiner Eröffnung im Herbst 2014 erreichte das 
Welcome Center Stuttgart neben rund 24.500 Beratungen für 
Neuzugewanderte und Interessierte auch etwa 2.600 kleine 
und mittelständische Unternehmen durch die Beantwor-
tung arbeitgeberbezogener Fragen bezüglich internationaler 
Mitarbeiter:innen (Landeshauptstadt Stuttgart 2022).

Zu den besonderen Merkmalen des Stuttgarter Welcome 
Centers gehören die gemeinsame Trägerschaft von Landes-
hauptstadt Stuttgart und Wirtschaftsförderung Region Stutt-
gart, die Zusammenarbeit mit vielen kommunalen und regi-
onalen Akteur:innen sowie die Einbindung ehrenamtlicher 
Willkommenspat:innen. Die verschiedenen Erfahrungen und 
Perspektiven, die hier in der Beratung von Neuzugewanderten 
zusammenwirken, bereichern sich gegenseitig. Es geht um 
berufliche Integration und regionale Wirtschaftsförderung, 
aber auch um soziale und gesellschaftliche Teilhabe (Inter-
view mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

Die Arbeit des Welcome Centers wird zudem durch ehren-
amtliche Willkommenspat:innen unterstützt, die als „Ver-
trauenspersonen“ das Ankommen der Neuzugewanderten 
erleichtern sollen:

„Wir haben internationale Fachkräfte gerufen, und es kom-
men Menschen mit ihren Familien, es kommen Studierende, 
Geflüchtete usw., die unterschiedliche Startbedingungen haben 
und mehrheitlich eine aktive Leistungsrolle in der Gesellschaft 
übernehmen wollen. Deutschkurse und Jobs reichen oft nicht 
aus, um in der neuen Gesellschaft heimisch zu werden. Des-
wegen unterstützen interkulturelle Brückenbauer wie die Will-
kommenspaten die soziale und kulturelle Integration der Neu-
zugewanderten bei Bedarf“ (Interview mit Gari Pavkovic und 
Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

politik zielt auf sozialen Ausgleich durch den Ausbau bedarfs-
gerechter Angebote für benachteiligte Gruppen ab sowie auf 
ein gemeinsames Verständnis der Grundwerte unserer Demo-
kratie und einen konstruktiven Umgang mit Interessenkon-
flikten. Zentrale Elemente sind zudem die interkulturelle Öff-
nung der Verwaltung und die Entwicklung von Konzepten für 
einen wertschätzenden Umgang in den Ämtern sowie die För-
derung interkultureller Veranstaltungen und Projekte (Lan-
deshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank Nopper, Schreiben vom  
11. Oktober 2021; siehe auch Landeshauptstadt Stuttgart 2021). 

3.1.3.1  �Interkulturelle Öffnung und interkulturelle 
Personalpolitik

Die Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung in Stuttgart sollen 
die Ermöglichung und Gewährleistung gleichwertiger Teilha-
bechancen für alle Bevölkerungsgruppen erreichen. Sie umfas-
sen interkulturelle Fortbildungen des Personals (Kompetenzer-
weiterung im Umgang mit migrationsbedingter Vielfalt), den 
Einsatz von qualifizierten Dolmetscher:innen und die Einstel-
lung von mehrsprachigen Fachkräften mit Migrationshinter-
grund, die mit den Lebenswelten der Zugewanderten vertraut 
sind. Als Arbeitgeberin strebt die Landeshauptstadt zudem an, 
den Anteil von Personen mit Migrationshintergrund bei Aus-
zubildenden und Beschäftigten weiter zu erhöhen. Die Zusam-
mensetzung der Mitarbeiter:innen soll die gesellschaftliche 
Vielfalt widerspiegeln und das Vertrauen in staatliche Institu-
tionen stärken (vgl. Landeshauptstadt Stuttgart 2021: 11–12).

Die Schnittstellenaufgabe interkulturelle Öffnung/interkultu-
relle Personalpolitik sei ein gutes Beispiel für die Erfolge der 
horizontalen Kommunikation in Stuttgart. Hier konnte in den 
letzten Jahren einiges auf den Weg gebracht werden, da Ver-
waltungsspitzen und wesentliche Akteur:innen wie Personal-
räte etc. über die Lenkungsgruppe „mitgenommen“ werden 
konnten. Selbst in höheren Verwaltungsstellen und Gehalts-
gruppen werde Vielfalt inzwischen sichtbar (Interview mit 
Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

Gestaltungspotenziale werden vor allem im Bereich der sys-
tematischen Berücksichtigung von Vielfaltskompetenzen 
(neben fachlicher Eignung und Berufserfahrungen) bei Stel-
lenausschreibungen und der Auswahl von Bewerber:innen 
gesehen. Die verschiedenen Entscheidungsebenen sollen hier 
weiter sensibilisiert und in die Operationalisierung eingebun-
den werden.
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als „Impulsgeber“ in diesem Politikfeld (Interview mit Gari 
Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022). Die Bundes-
ebene setze bei Fragen zu Migration und Integration vor allem 
auf die Expertise eigener Behörden sowie der Wissenschaft. 
Kommunen würden nur in Ausnahmefällen in thematische 
Arbeitsgruppen eingebunden, wie beispielsweise beim Natio-
nalen Aktionsplan Integration. Auch auf Länderebene gebe es 
eine Einbindung der Kommunen in Arbeitsgremien. Ein Pro-
blem sei aber die oft fehlende Abstimmung der verschiede-
nen Ministerien zu integrationspolitischen Fragestellungen 
(Migration/Aufenthaltsrecht im Innenministerium, Integra-
tion in anderen Konstellationen wie Bildung, Soziales/Arbeit, 
Bürgerbeteiligung) (ebd.): 

„Eine frühzeitige Einbeziehung der Kommunen bei der Pla-
nung von Programmen findet meistens nicht statt wegen 
des Top-down-Prinzips der Ministerien: Diese sind für Pla-
nung zuständig, die Kommunen nur für die Umsetzung. Beim 
Städtetag (Bund und Länder) ist Migration/Integration meist 
nur ein Unterthema der Sozialforen. Die Frage ist, inwieweit 
im Vorfeld der Bundeskonferenzen der Integrationsbeauftrag-
ten und darüber hinaus zu bestimmten Themen Experten
gruppen aus Städten und Kreisen gebildet werden könnten, 
die Stellungnahmen und Handlungsempfehlungen für Bund 
und Länder erarbeiten könnten. Der bestehende Kommu-
nale Qualitätszirkel könnte ein solches Expertengremium für 
die Bundesebene sein. Er agiert derzeit selbst organisiert ohne 
politische Aufträge und entwickelt von sich aus Handlungs-
empfehlungen zu einigen Themen (indirekte integrationspo-
litische Beratung mit begrenzter Wirkung)“ (Interview mit Gari 
Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

Mit der Etablierung des Welcome Centers verknüpft die Inte-
grationsabteilung zudem die Hoffnung, dass dieses Modell die 
Qualitätsentwicklung in der kommunalen Verwaltung nach-
haltig beeinflusst: 

„Neuzugewanderte schätzen diesen mehrsprachigen und 
kompetenten Bürgerservice. Das Welcome Center ist ein Modell 
für die interkulturelle Kundenorientierung, das positiv auf 
andere Behörden ausstrahlt. Die Schwierigkeit besteht darin, 
dass dieser Service noch kein gemeinsamer Qualitätsstandard 
aller städtischer Dienste geworden ist“ (Interview mit Gari 
Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 2022).

3.1.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Da das „Zusammenleben in Vielfalt“ vor Ort gestaltet werde, 
müssten Bund und Länder die kommunale Integrationsarbeit 
durch „größere und längerfristigere Investitionen“ unter-
stützen. Integrationspläne auf Bundes- und Landesebene 
sowie Förderprogramme von Ministerien und Stiftungen 
seien weiterhin notwendig, aber die Expertise der Kommunen 
müsse künftig bereits in die Planung solcher Programme ein-
bezogen werden (Landeshauptstadt Stuttgart, Dr. Frank Nop-
per, Schreiben vom 11. Oktober 2021). 

Die Kommunen seien gegenwärtig nach Einschätzung der 
Abteilung Integrationspolitik zumeist nur „Empfänger“ bzw. 
„Umsetzer“ von Landes- und Bundesprogrammen und wür-
den nur selten als „Planer“ verstanden und einbezogen 
(Interview mit Gari Pavkovic und Ayse Özbabacan, 11. Januar 
2022). Dies setze den politischen Willen voraus, Experten-
gremien explizit mit kommunaler Expertise zu besetzen, was 
derzeit nur selten passiere. Darüber hinaus gebe es im hierar-
chischen föderalen System Deutschlands das Problem, dass 
Landes- und Bundesprogramme kaum aufeinander abge-
stimmt sind und oft ein Nebeneinander mit verschiedenen 
Schwerpunktsetzungen herrscht (ebd.).

Die kommunalen Spitzenverbände könnten die integrati-
onspolitischen Erfahrungen und Wünsche der Kommunen 
nicht wirksam in politische Prozesse einbringen. Als Interes-
senvertretung von Städten, Gemeinden und Landkreisen im 
föderalen Miteinander mangele es ihnen an einem „vertief-
ten Wissen über die Praxis vor Ort“. Sie seien eher „Kümme-
rer, dass Kommunen ausreichende Ressourcen bekommen“, 
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Kurz und bündig: Integration in der Landeshauptstadt 
Stuttgart (Kategorie große Städte)

•	� Dem 2001 eingerichteten Stuttgarter Bündnis für Integration wurde 

eine Vorreiterrolle zugeschrieben. Integrationspolitik wurde hier 

auch im Hinblick auf die sozialen und wirtschaftlichen Potenziale  

gelungener Zuwanderung schon früh institutionalisiert. Die bessere 

Einbindung von Wirtschaftsunternehmen stellt einen möglichen  

Entwicklungsschritt für das Bündnis dar.

•	� In der jüngeren Vergangenheit richteten sich die Projekte der Integ-

rationsarbeit neben Geflüchteten auch an die Zielgruppe der interna-

tionalen Studierenden und Fachkräfte. Für letztere wurde das Wel-

come Center Stuttgart geschaffen, das unter der Trägerschaft der 

Landeshauptstadt sowie der Wirtschaftsförderung der Region und  

der Mitarbeit eines breit gefächerten Akteursnetzwerks Zugang zu 

einer Vielzahl an Informationen sowie ehrenamtlichen Willkommens

pat:innen bietet. In die Erstintegration sowie in Bildungsmöglichkei-

ten für Neuzugewanderte investiert die Landeshauptstadt eigene 

Mittel.

•	� Seit 2017 wird die Zusammenarbeit in der Stuttgarter Verwaltung 

mithilfe einer Lenkungsgruppe zur gesellschaftlichen Integration  

referatsübergreifend koordiniert. Hierdurch wird Integrationsarbeit 

als Querschnittsaufgabe definiert und gelebt.

•	� Stuttgart setzt bei der Kommunikation der Integrationspolitik auf 

Narrative, die Zuwanderung als einen selbstverständlichen Prozess 

mit positiven Potenzialen für die Stadt darstellen. Zudem wird die 

gesamte Bevölkerung in die Integrationsarbeit aktiv eingebunden, 

wobei die Menschen zur Mitgestaltung der Projekte eingeladen sind.

•	� Als Arbeitgeberin legt die Landeshauptstadt Stuttgart Wert auf die 

Themenbereiche der Interkulturellen Öffnung sowie der interkultu-

rellen Personalpolitik, um die Vielfalt der Stadtgesellschaft auch in 

der Verwaltung sichtbar zu machen und bessere Zugänge zu schaf-

fen, beispielsweise durch Mehrsprachigkeit.

•	� Neben einer besseren Abstimmung von Landes- und Bundesförder-

mitteln schlagen die Stuttgarter:innen eine Einbindung von Kommu-

nen als Expertinnen für Integrationsarbeit vor Ort in die Planung und 

Konzeption von Programmen und Maßnahmen vor.
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3.2.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik

Bereits in den Jahren 2001/2002 wurde in Solingen ein Inter-
kulturelles Gesamtkonzept in einem breit angelegten parti-
zipativen Prozess mit wissenschaftlicher Begleitung erarbei-
tet und durch den Rat der Stadt beschlossen. Anne Wehkamp, 
die langjährige Integrationsbeauftragte der Stadt Solingen 
(2002–2021), beschreibt die Situation zu Beginn der 2000er 
Jahre wie folgt: 

„Solingen war mit dem ersten vom Rat beschlossenen Inter-
kulturellen Gesamtkonzept 2001/2002 gut aufgestellt, um die 
wachsende Diversität der Stadtbevölkerung in den Blick zu neh-
men. Vielfältige Arbeitsansätze ließen sich aus diesem Konzept 
und aus der Zusammenarbeit in der neu eingerichteten inter-
kulturellen Umsetzungsgruppe ableiten. Die kritisch-konstruk-
tive Haltung ‚Wir wissen, dass noch viel zu tun ist, deshalb gehen 
wir das Machbare konzentriert an‘ schaffte konkrete Ergebnisse 
z. B. im Hinblick auf die Interkulturelle Öffnung (Qualitätsga-
rantien bei der Ausländerbehörde, Interkulturelle Sensibili-
sierungsschulungen, Ausbau des mobilen Übersetzungsdiens-
tes, interkulturelle Ansätze in verschiedenen Stadtquartieren, 
mehrsprachige Beteiligungsverfahren bei der Stadtentwicklung, 
abgestimmte Deutschlern- und Elternbildungsangebote, Aus-
richtung interkultureller Begegnungsformate). […] Gleichzeitig 
war den Verantwortlichen auch das große Potenzial in der stra-
tegischen Ausrichtung der Integrationsarbeit deutlich, vor dem 
Hintergrund, dass mehr als ein Drittel der Bevölkerung in Solin-
gen eine Einwanderungsgeschichte hat“ (Klingenstadt Solingen, 
Anne Wehkamp, (ehemalige) Leitung Stadtdienst Integration, 
Schreiben vom 20. Oktober 2021).

Es war daher keine Überraschung, dass Solingen 2005 zu 
den Preisträgern des bundesweiten Wettbewerbs „Erfolgrei-
che Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Inte-
grationspolitik“ von Bertelsmann Stiftung und Bundesmi-
nisterium des Innern gehörte. Zur Begründung wurde in der 
Wettbewerbsbroschüre ausgeführt, dass „die Sensibilität von 
Politik und Verwaltung für das Thema Migration sowie das 
breit gefächerte Spektrum an Maßnahmen […] gute Voraus-
setzungen für die Planung der zukünftigen Integrationspolitik 
[sind] […] [und] Solingens ‚Interkulturelles Gesamtkonzept‘ 
[…] eine gute Grundlage für strukturiertes Handeln [bietet]“ 
(Bertelsmann Stiftung und Bundesministerium des Innern 
2006: 93–94). Der Preis war aus Sicht von Anne Wehkamp 

3.2	 Solingen

Strukturdaten

Bevölkerung (2021) 162.790

ausländische Personen (2021) 28.314

Anteil an der Bevölkerung (2021) 17,4 %

Bevölkerung mit Migrationshintergrund (2021) 60.082

Anteil an der Bevölkerung (2021) 37,1 %

Kinder mit Migrationshintergrund in 
Kindertageseinrichtungen (2020)

45,8 %

Konzepte

Stadt Solingen, Der Oberbürgermeister, Stadtdienst Integrations-
beauftragte/RAA (2012). Interkulturelles Gesamtkonzept 
Solingen. Vision 2020. Zweite Auflage. Solingen. [LINK]

Webseiten

Zuwanderung [LINK]

Integration fördern [LINK]

 
3.2.1	 Rahmenbedingungen 

In der Klingenstadt Solingen leben knapp 163.000 Menschen 
aus 140 Nationen. Der Anteil der Bevölkerung mit Migrati-
onshintergrund in der Stadt wächst und beträgt aktuell 37,1 
Prozent (2021) der Gesamteinwohnerzahl, wobei 58,8 Pro-
zent der Kinder unter sechs Jahren einen Migrationshin-
tergrund haben. Zuletzt waren es vor allem Geflüchtete, die 
Schutz suchten und für die Solingen neuer Lebensmittel-
punkt geworden ist. Zudem ist die Stadtgesellschaft seit den 
1960er Jahren von vielen Einwandererfamilien sogenannter 
Gastarbeiter:innen, die in der Messer- und Scherenproduk-
tion sowie im Automobilzulieferbereich beschäftig waren, 
gekennzeichnet. Der Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen 
hat somit auch Solingen geprägt, denn mit dem Wegfall vieler 
Industriebetriebe wurden auch zahlreiche Arbeitsplätze in der 
Region abgebaut. Die Klingenstadt Solingen befindet sich, wie 
viele andere Kommunen in Nordrhein-Westfalen, seit vielen 
Jahren in der Haushaltssicherung und hat damit einen engen 
finanziellen Spielraum.
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„Dank großartigen bürgerschaftlichen Engagements und einer 
gut aufgestellten Verwaltung wurden – bei vielen anfänglichen 
Herausforderungen in der Aufnahme, Unterbringung und Inte-
gration der geflüchteten Menschen – zukunftsfähige Lösungen 
gefunden“ (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben 
vom 20. Oktober 2021).

Erwähnenswert sind in diesem Zusammenhang die dezen-
trale, kleinräumige Unterbringung der Geflüchteten, die 
Ausweitung ehrenamtlicher Übersetzungs- und Dolmet-
scherdienste, die Deutschlernangebote für unterschiedliche 
Zielgruppen, die Brückenangebote für geflüchtete Kinder zur 
Erleichterung des Einstiegs in den Kindergarten, die Beratung 
zum Seiteneinstieg der neu zugezogenen Schüler:innen sowie 
psychosoziale Angebote im Gesundheitssystem. Einen weite-
ren Schwerpunkt bildete das Thema Integration in Arbeit und 
Ausbildung durch rechtskreisübergreifende Zusammenar-
beit mit anderen Akteursgruppen, zum Beispiel Beratungs-
stellen, unterstützt durch die Landesprogramme „Gemein-
sam klappt‘s“ und „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“.

Parallel zur Unterstützung der geflüchteten Menschen gewann 
die Förderung der Dialogkultur in der Gesamtstadt an Bedeu-
tung. Ab 2015/2016 entwickelte die Klingenstadt Solingen in 
Kooperation mit dem Diakonischen Werk ein breit gefächertes 
Angebot für Respekt und Toleranz – für ein demokratisches 
Miteinander und eine Kultur der Vielfalt, unterstützt durch 
die Bundes- und Landesprogramme „Demokratie leben!“ 
und „NRWeltoffen“. Als Leitlinie für die weitere Arbeit wurde 
im Dezember 2018 ein „Lokales Handlungskonzept gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus“ mit den Handlungsfel-
dern Schule, Jugendarbeit, Arbeit und Wirtschaft, Sport und 
Kultur erarbeitet, das kontinuierlich weiterentwickelt werden 
soll (vgl. Klingenstadt Solingen 2020).

Die Solinger Akteurslandschaft im Bereich der Integrations-
arbeit zeichnet sich dadurch aus, dass auf ein funktionieren-
des Netzwerk und ein breites bürgerschaftliches Engagement 
zurückgegriffen werden kann. Wie groß die Kooperations-, 
Einsatz- und Hilfsbereitschaft ist, hat sich gerade in der Zeit 
großer Herausforderungen bewiesen. Neben dem gut funkti-
onierenden Netzwerk bietet das Interkulturelle Gesamtkon-
zept Solingen als gemeinschaftlich entwickeltes gesamtstäd-
tisches Integrationskonzept eine gute Grundlage, sowohl für 
ein gemeinsames akteursübergreifendes Commitment als 
auch für konkrete integrationspolitische Maßnahmen. 

„eine wichtige Anerkennung für die Stadt Solingen, die Mut 
machte für die nächsten Entwicklungsschritte“ (Klingenstadt 
Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 20. Oktober 2021).

Die Entwicklung der Integrationsarbeit in der Stadt Solin-
gen ist durch rechtliche Rahmenbedingungen und Förder-
programme von Bund und Ländern geprägt, die wiederum die 
zunehmende Bedeutung des Politikfeldes Migration/Inte
gration in Kommunen widerspiegeln. Folgende Meilensteine 
wurden in Solingen erreicht:

•	� Die Stabsstelle der Ausländerbeauftragten, die bis 2005 
im Sozialdezernat angesiedelt war, wurde 2006 per Rats-
beschluss in Integrationsbeauftragte umbenannt. 2007 
wurde die Integrationsbeauftragte mit der Leitung der 
Regionalen Arbeitsstelle zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) betraut. 2008 
wurde die Stelle der Integrationsbeauftragten ins Büro des 
Oberbürgermeisters transferiert, um der Querschnittsauf-
gabe Integration in der Verwaltung mehr Gewicht zu ver-
schaffen. 

•	� Das Förderprogramm KOMM-IN NRW hat zwischen 2005 
und 2011 die Gestaltung der Integrationsarbeit in der Stadt 
Solingen „wesentlich unterstützt“. Die projektbezogene 
Förderung mit jährlich neuen Schwerpunkten hat die stra-
tegische Weiterentwicklung der kommunalen Integra-
tionspolitik ermöglicht und den Führungskräften in der 
Stadtverwaltung die „Verantwortlichkeiten und Hand-
lungsspielräume im Integrationsbereich“ verdeutlicht 
(Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 
20. Oktober 2021).

•	� Auf der Grundlage des Teilhabe- und Integrationsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen, das auf die Verankerung strategi-
scher Integrationsarbeit in Kommunen abzielte, wurde in 
Solingen 2012 ein Kommunales Integrationszentrum ein-
gerichtet. Damit verbunden war die Einrichtung zusätz-
licher Stellen, um die Prävention gegen Rassismus und 
Extremismus, die Elternbildung sowie die Netzwerkarbeit 
auszubauen. 

Eine Herausforderung für die Stadt war der starke Zuzug von 
Geflüchteten, der ab 2015 neue Akzente in der Integrations-
politik erforderte und vielfältige Projekte hervorbrachte, um 
Integration und Teilhabe von Anfang an zu ermöglichen: 
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Schlüsselelemente einer erfolgreichen Integrationspolitik 
sind demzufolge: 

•	� den fachlichen Austausch der Verantwortlichen sicher-
stellen (Netzwerk-, Regional- und Bundeskonferenzen, 
Qualitätszirkel kommunale Integrationspolitik);

•	� verantwortliche Akteur:innen zusammenbringen und 
partizipative Weiterentwicklung ermöglichen (z. B. durch 
moderierte Workshops);

•	� gute Kooperationen und organisierte Dialoge mit Netz-
werken (Migrantenselbstorganisationen, Flüchtlings
initiativen, Wohlfahrtverbände) etablieren, die passge-
naue und partizipative Angebote ermöglichen; 

•	� politische Unterstützung einholen (Stadtrat, Zuwande-
rer- und Integrationsrat);

•	� Finanzierung gerade in schwierigen Zeiten sicherstellen 
(gute Nutzung der Förderprogramme von Bund und Län-
dern, um die kommunalen Integrations- und Vielfalts-
politik zielgerichtet zu gestalten);

•	� Erfolge sichtbar machen (transparente Öffentlichkeits-
arbeit, passendes Monitoringsystem);

•	� Chancen der Vielfalt nutzen (Potenziale der Menschen 
wertschätzen, wachsende Internationalität als Vorteil in 
die Stadtentwicklung einbringen);

•	� interkulturelle Öffnungsprozesse in der Personalent
wicklung ermöglichen, Bündnispartner:innen für Ini
tiativen wie „Vielfalt verbindet“ oder die „Charta der 
Vielfalt“ gewinnen; 

•	� eine gemeinsame Sprache sprechen können (Dolmet-
scherpool, Deutschlern-Angebote);

•	� Sprach- und Elternbildungsprogramme im Elementar-
bereich ausbauen;

•	� interkulturelle Schulentwicklung in der Kommune  
fördern;

Einmal im Jahr findet in Solingen eine kommunale Integra-
tionskonferenz statt, auf der alle relevanten Akteur:innen 
vor dem Hintergrund der im Interkulturellen Gesamtkonzept 
definierten Ziele gemeinsam Bilanz ziehen. Neue Entwicklun-
gen, daraus resultierende Bedarfe und mögliche Maßnahmen 
werden diskutiert. In den Jahren 2011/2012 wurde das Inter-
kulturelle Gesamtkonzept aktualisiert und angepasst. 2020 
nahm Solingen als Modellkommune am bundesweiten Pro-
jekt WELTOFFENE KOMMUNE von Bertelsmann Stiftung und 
PHINEO teil, welches durch die Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge und Integration unterstützt 
wurde: Basierend auf einem Selbstcheck zur Weltoffenheit 
der Stadt Solingen wurden in moderierten Workshops Hand-
lungsmöglichkeiten zur Weiterentwicklung der Integrations- 
und Diversitätsarbeit diskutiert. 

Mit der Einführung des – vom Land Nordrhein-Westfa-
len geförderten – Kommunalen Integrationsmanagements 
(KIM) wurden 2020/2021 kommunale Integrationspolitik und 
-arbeit weiter ergänzt. Die mit dem Kommunalen Integrati-
onszentrum verbundene „breite strategische Ausrichtung“ 
hat mit dem „Aufbau eines strategischen Case Managements“ 
eine „quartiersbezogene Ausrichtung“ erfahren (Klingen-
stadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 20. Oktober 
2021): 

„Das Kommunale Integrationszentrum übernimmt mit dem 
strategischen Integrationsmanagement für die Klingenstadt 
Solingen die zentrale Entwicklung und Implementierung einer 
koordinierten, begleitenden und evaluierenden Zusammenar-
beit der Stadtdienste, verbunden mit weiteren interkulturellen 
Öffnungsschritten“ (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, 
Schreiben vom 20. Oktober 2021).

Erfolgsfaktoren und Schwierigkeiten kommunaler 
Integrationspolitik
Bei der Entwicklung und Verankerung einer kommunalen 
Integrations- und Vielfaltspolitik hat sich nach Einschätzung 
von Anne Wehkamp eine Vielzahl von Elementen als „beson-
ders hilfreich“ erwiesen, die zeigen, dass es auf Ziele, Organi-
sationsprinzipien und Ressourcen kommunaler Integrations- 
und Vielfaltspolitik ebenso ankommt wie auf eine Bandbreite 
von Handlungsfeldern (Klingenstadt Solingen, Anne Weh-
kamp, Schreiben vom 20. Oktober 2021). 
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3.2.3	� Entwicklungsaufgaben und Handlungs­
schwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Im Rahmen des Kommunalen Integrationsmanagements 
legt die Klingenstadt Solingen zur Förderung der Erstinte-
gration von Neuzugewanderten ein besonderes Augenmerk 
auf die städtischen Sozialräume mit hohem Zuwandereran-
teil. Hier – im unmittelbaren Wohnumfeld, in den Nachbar-
schaften, im Stadtteil – zeige sich, „ob das Zusammenleben 
gelingt und wo Barrieren und Hürden, aber auch Chancen lie-
gen“ (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 
20. Oktober 2021). 

Insbesondere in diesen Sozialräumen könne das Kommu-
nale Integrationsmanagement durch das Case Management 
Zielgruppen mit besonderen Bedarfslagen erreichen. Eine 
hohe Bedeutung komme dabei den Netzwerken zu, in denen 
u. a. Akteur:innen wie kommunale Verwaltung, freie Wohl-
fahrtspflege, Wohnungswirtschaft und zivilgesellschaftli-
che Initiativen mit den vor Ort lebenden Menschen inter-
agieren. Im Rahmen ihrer Integrations- und Vielfaltsarbeit 
arbeite die Stadtverwaltung „eng und partizipativ“ mit diesen 
Akteur:innen zusammen, um Vielfalt als Chance zu nutzen, 
Rassismus entgegenzuwirken und die Potenziale der Men-
schen zu stärken (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, 
Schreiben vom 20. Oktober 2021). 

Chancen und Grenzen der strategischen Steuerung von 
kommunaler Integrationspolitik
Chancen einer strategischen Steuerung liegen, Anne Weh-
kamp zufolge, vor allem darin, „die Kräfte zu bündeln, um 
zielgerichtet an Ergebnissen zu arbeiten“, wobei der konkrete 
Handlungsrahmen durch rechtliche Regelungen vorgege-
ben sei. In Solingen habe die kommunale Integrationspolitik 
aber „entschieden zum friedlichen Miteinander […] beigetra-
gen“. Besonders bewährt habe sich dabei eine Willkommens-
struktur, „die die meisten neu Zugewanderten auffängt, ihre 
Bedarfe kennt und darauf eingeht“. Dabei würden „vielfäl-
tige Unterstützungsangebote“ der Träger und Organisationen 
zugezogene Familien mit Kindern vor allem in der frühkind-
lichen und schulischen Bildung unterstützen (Klingenstadt 
Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 20. Oktober 2021). 

Grenzen der Steuerung würden sich demgegenüber bei der 
Umsetzung von Zielen und Maßnahmen zeigen sowie bei der 

•	� migrantische Selbstorganisationen stärken (durch Quali-
fizierungs- und Unterstützungsangebote, Möglichkeit der 
Akquirierung von Fördermitteln);

•	� migrantische Unternehmensbildung fördern;

•	� die Prävention von Rassismus und ein respektvolles Mit-
einander unterstützen;

•	� das vielfältige Engagement von Menschen, die sich für ein 
gelingendes Miteinander einsetzen, wertschätzen; 

•	� vielfältige Begegnungsmöglichkeiten schaffen, um das 
Miteinander gut zu gestalten (Integrations- und Demo-
kratiekonferenzen, Nachbarschaftsbegegnungen, inter-
kulturelle Feste, Begegnungsformate in Sport, Kunst und 
Kultur, interreligiöse Treffen). 

Hindernisse und Schwierigkeiten auf dem Weg zu einer erfolg-
reichen Integrations- und Vielfaltspolitik seien vor allem 
begrenzte Ressourcen, vielfältige Abstimmungsprozesse auf-
grund einer hohen Beteiligungskultur, unterschiedliche Inte-
ressenlagen angesichts der Vielzahl beteiligter Akteur:innen, 
rechtskreisübergreifendes Agieren in der Flüchtlingsbera-
tung, die Gefahr von Frustrationen sowie gesamtgesell-
schaftliche Entwicklungen (z. B. Verschwörungserzählungen 
in Krisenzeiten), die das Klima in der kommunalen Integrati-
onspolitik stark beeinflussen. 

Nach Einschätzung von Anne Wehkamp kommt es vor allem 
darauf an, verfügbare Ressourcen zielgerichtet zu nutzen, 
aufwendige Abstimmungsprozesse mit „Respekt, gegensei-
tiger Anerkennung und einer ausgeprägten Ambiguitätstole-
ranz“ anzugehen, Steuerung über „klare Strukturen und 
Aufgabenzuschnitte, regelmäßige Austauschprozesse und 
Respektierung der unterschiedlichen Handlungslogiken“ zu 
ermöglichen und Frustrationen durch Prioritätensetzungen 
und die Fokussierung auf „machbare Schritte“ vorzubeugen 
(Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 20. 
Oktober 2021).
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„Vor diesem Hintergrund gewinnt der Aspekt der Weltoffen-
heit einer Kommune an Bedeutung: Eine weltoffene Kom-
mune setzt sich proaktiv für eine Kultur und Politik ein, die die 
Zugehörigkeit aller Einwohner:innen zum Gemeinwesen vor 
Ort und ein Zusammenleben in Vielfalt unabhängig von Her-
kunft, Weltanschauung und Religion ermöglicht und fördert. 
Wesentliche Aspekte der kommunalen Integrationsarbeit sind 
daher die Schaffung fairer Zugänge und Teilhabechancen, das 
Herausstellen und Nutzbarmachen von Ressourcen sowie die 
Prävention von Rassismus“ (Klingenstadt Solingen, Anne Weh-
kamp, Schreiben vom 20. Oktober 2021).

Auf dem Weg zur Einwanderungsgesellschaft, in der 
Migration, Mehrsprachigkeit und Vielfalt selbstverständlicher 
werden, sollten Kommunen durch Bund und Länder bei der 
Umsetzung von Weltoffenheit und integrativem Miteinan-
der gestärkt werden. Wenn das Selbstverständnis „‚Deutsch-
land als Einwanderungsland‘ bundes- und landespolitisch 
vorgelebt wird, kann es kommunal einfacher umgesetzt wer-
den“ (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom  
20. Oktober 2021). 

Messung von Ergebnissen und Wirkungen zeigen. Das seien 
„komplexe Prozesse mit vielschichtigen Einflussfaktoren“ 
und Ansätze der Erfolgsmessung würden sich teilweise „im 
Spannungsfeld zwischen gewünschten, belegbaren und vor-
handenen Daten“ bewegen (Klingenstadt Solingen, Anne 
Wehkamp, Schreiben vom 20. Oktober 2021):

„Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass viele unter-
schiedliche Zuständigkeiten und Kompetenzbereiche in die 
kommunalen Integrationsprozesse hineinwirken. Manage-
mentprozesse, wie sie in Unternehmen praktiziert werden, 
lassen sich auf die komplexen Integrationsprozesse mit geteil-
ten Zuständigkeiten, Ressourcen und Weisungsbefugnissen 
nur bedingt übertragen. Deshalb ist die Weiterentwicklung der 
Strategien mit großen Herausforderungen verbunden“ (Klin-
genstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom 20. Oktober  
2021). 

3.2.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Die langjährige Integrationsbeauftragte Anne Wehkamp hebt 
hervor, „dass die Unterstützungsbedarfe der Kommunen im 
Hinblick auf die Gestaltung der kommunalen Integrations- 
und Vielfaltspolitik […] nicht nur finanzieller Natur“ sind, 
aber gerade angesichts aktueller Herausforderungen sei es 
wichtig, die Finanzierung zusätzlicher Aufgaben sicherzu-
stellen. Insbesondere für Städte, die sich in der Haushaltsi-
cherung befinden und keine finanziellen Spielräume haben, 
sei es „von elementarer Bedeutung, die passenden Förder-
programme von Land und Bund gut nutzen zu können, um 
die Integrations- und Vielfaltspolitik in der Kommune ziel-
gerichtet zu gestalten“. Angeregt wird in der Antwort zudem, 
„die Fördermöglichkeiten noch stärker zu bündeln, um Pro-
jektmittel einfacher beantragen zu können und die kommu-
nalen Handlungsspielräume dadurch zu erweitern. Die Nach-
haltigkeit könnte durch längere Projektlaufzeiten und durch 
Verstetigung der bestehenden Strukturen gesteigert wer-
den“ (Klingenstadt Solingen, Anne Wehkamp, Schreiben vom  
20. Oktober 2021).

Dabei sollte auch eine engere Verzahnung von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik in den Blick genommen werden, denn die 
vielfältige Stadtgesellschaft ist nicht nur eine große Heraus-
forderung, sondern stellt auch eine wichtige Ressource für die 
Zukunftsfähigkeit von Kommunen dar: 
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3.3	 Hersfeld-Rotenburg

Strukturdaten

Bevölkerung (2020) 120.304

ausländische Personen (2020) 12.272

Anteil an der Bevölkerung (2020) 10,2 %

Kinder mit Migrationshintergrund in 
Kindertageseinrichtungen (2020)

28,8 %

Webseiten

Migration [LINK]

Integreat App [LINK]

 
3.3.1	 Rahmenbedingungen 

Der Landkreis Hersfeld-Rotenburg liegt im Regierungs-
bezirk Kassel im Nordosten des Bundeslandes Hessen. 
Der Landkreis besteht aus vier Städten und 16 Gemein-
den mit insgesamt über 120.000 Einwohner:innen; die 
Kreisstadt Bad Hersfeld bildet mit knapp über 30.000 
Einwohner:innen die größte Stadt im Landkreis. Der Anteil 
der ausländischen Bevölkerung im Landkreis liegt bei 10,2 
Prozent, wobei die Kreisstadt Bad Hersfeld (17,7 %) und 
die Stadt Bebra (14,5 %) die höchsten Anteile aufweisen. 
Aktuelle Daten zur Bevölkerung nach Migrationsstatus 
auf Kreisebene liegen nicht vor. Der Anteil der Kinder 
mit Migrationshintergrund in Kindertageseinrichtungen 
beträgt 28,8 Prozent.

Der ländlich geprägte Landkreis Hersfeld-Rotenburg zählt 
sozialräumlich zu den peripheren und strukturschwachen 
Regionen in Deutschland. Die günstige Verkehrsanbin-
dung hat zwar insbesondere der Region um die Kreisstadt 
Bad Hersfeld zu einer zentralen Bedeutung im Bereich 
der Lager- und Logistikwirtschaft verholfen, aber die 
kleineren und mittleren Unternehmen profitieren kaum 
von dieser Lage. Der Landkreis ist zudem besonders vom 
demografischen Wandel betroffen, der durch Bevölke-
rungsrückgang und Überalterung charakterisiert ist. Die 
Einwohnerzahl ist in den letzten zwei Jahrzehnten in der 
Tendenz rückläufig, was erheblich zum Fachkräfteman-
gel beiträgt. 

 
Kurz und bündig: Integration in der Klingenstadt 
Solingen (Kategorie mittlere Städte)

•	� Die Solinger Integrationspolitik wurde 2001/2002 durch das 

Interkulturelle Gesamtkonzept gerahmt und strategisch aus-

gerichtet. Das Papier entstand in einem partizipativen sowie 

wissenschaftlich begleiteten Prozess und bewirkte die inter-

kulturelle Öffnung sowie die Sensibilisierung des öffentlichen 

Sektors für die Bereiche Migration und Integration. In den Jah-

ren 2011/2012 wurden das Interkulturelle Gesamtkonzept  

aktualisiert und angepasste Maßnahmenkataloge entwickelt.

•	� Seit Dezember 2018 gibt es in Solingen ein „Lokales Hand

lungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus“, das 

eine Reihe zentraler Handlungsfelder umfasst und kontinu-

ierlich weiterentwickelt werden soll.

•	� Wichtige Meilensteine für die Integrationspolitik in Solingen  

waren die Berufung einer Integrationsbeauftragten und 

deren Ansiedlung im Büro des Oberbürgermeisters, die Ein-

richtung eines Kommunalen Integrationszentrums sowie die 

Förderung strategischer Integrationsarbeit durch Landespro-

gramme. Zudem profitiert die Stadt von etablierten Netzwer-

ken und einem hohen Engagement der Bevölkerung.

•	� Der Zuwanderung von Geflüchteten wurde 2015/2016 mit 

einem breiten Angebotsspektrum begegnet. Zudem wurde 

Wert auf die Entwicklung einer Dialogkultur zur Förderung 

von Respekt und Toleranz gelegt.

•	� Seit 2020/2021 verfügt Solingen über ein Kommunales Inte-

grationsmanagement, das die Arbeit in diesem Sektor strate-

gisch ausrichtet und zielgerichtet mit starkem Stadtteilbezug 

agiert. Die Bündelung der Maßnahmen in eine Willkommens-

struktur birgt Potenziale, jedoch ist Integration kein im klas-

sischen Sinne messbarer Prozess. Ein Selbstcheck wurde im 

Rahmen des Modellprojektes WELTOFFENE KOMMUNE 

vorgenommen.

•	� Da Solingen sich in der Haushaltssicherung befindet, stellen 

Zugang zu und Umfang von finanziellen Mitteln eine Heraus-

forderung dar. Neben einer verschlankten und nachhaltige-

ren Förderstruktur wird auch eine stärkere Entwicklung hin 

zur Einwanderungsgesellschaft, auch auf den höher geordne-

ten Ebenen, angeregt.
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Flüchtlinge (BAMF), um den Trägern einen schnellstmögli-
chen Start der Kurse zu erleichtern. Mit der AG Sprache wirkt 
der Landkreis zudem der Gefahr entgegen, dass Kurse nicht 
durchgeführt werden können, weil die Mindestanzahl der 
Teilnehmer:innen mit einem ähnlichen Sprachniveau nicht 
erreicht werden (Alexandra Klee-Richter, Fachdienst Migra-
tion-Asyl, Schreiben vom 17. Oktober 2022).

Auf diese Weise startete im Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
der erste Integrationskurs bundesweit sowie später der erste 
berufsbegleitende Sprachkurs. Der Landkreis bietet zudem 
zusätzliche Sprachkurse für Asylbewerber:innen an. Diese 
Konstellation besteht unter Beibehaltung fast aller Träger 
seit 2005 und wird derzeit von rund 300 Teilnehmer:innen in 
Integrationskursen genutzt (Interview mit Frank Hildebrand, 
Leitung Fachdienst Migration-Asyl, 4. August 2022).

In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben sich die Bedin-
gungen auf Bundes- und Landesebene verbessert und diese 
Entwicklung dauert weiterhin an: 

„Vieles hat sich in den vergangenen Jahren verändert und 
Bereiche, die heute selbstverständlich für die Integrationsarbeit 
sind, gab es damals nicht. Zum damaligen Zeitpunkt waren es 
lediglich Einzelkämpfer in Kommunen, die sich bemüht haben, 
die Integration von zu uns gekommenen Menschen voran-
zubringen, heute gibt es vielfältige Angebote in der Fläche“ 
(Frank Hildebrand, Schreiben vom 11. Oktober 2021).

„Mit dem WIR-Programm und den Koordinationskräften hat 
das Land einiges entwickelt, da hat sich viel getan seit 2005. 
Das Land Hessen plant zudem ein Integrations- und Teilhabe-
gesetz, das finde ich den richtigen Ansatz. Uns hilft das bei der 
Erarbeitung und Umsetzung eines Integrations- und Vielfalts-
konzeptes“ (Interview mit Frank Hildebrand, 4. August 2022).

Auch auf Bundesebene haben sich laut Frank Hildebrand 
durch das Bleiberechtsprogramm (2008/2009–2015) sowie 
durch den Handlungsschwerpunkt IvAF (Integration von 
Asylbewerber:innen und Flüchtlingen) der „ESF-Inte
grationsrichtlinie Bund“ des Europäischen Sozialfonds für 
Deutschland (seit 2015) bessere Förderbedingungen für die 
Kommunen ergeben. Neben der Förderung betont Frank 
Hildebrand die Bedeutung der bundesweiten Vernetzung 
im Rahmen der Steuerungsgruppe und der Netzwerkveran-
staltungen. Besonders eng arbeitete der Landkreis mit dem 

Die Leitlinien zur Integration von Migrant:innen im Land-
kreis Hersfeld-Rotenburg beruhen auf den drei Hauptsäu-
len sprachliche Integration, Integration in Arbeit und Ausbil-
dung sowie soziale Integration. Sie wurden bereits Mitte der 
1980er Jahre definiert und später leicht modifiziert. Aktu-
ell ist die Erarbeitung eines Integrations- und Vielfaltskon-
zepts geplant. Die Integrations- und Vielfaltsarbeit im Land-
kreis Hersfeld-Rotenburg wird durch die Landesregierung 
Hessen im Rahmen des Programms „Wegweisende Integra-
tionsansätze Realisieren“ seit 2014 mit zwei WIR-Koordina-
tionskräften sowie seit 2022 durch eine WIR-Mitarbeitsstelle 
gefördert. Das WIR-Vielfaltszentrum ist beim Fachdienst 
Migration angegliedert.

3.3.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik

Als Preisträger des bundesweiten Wettbewerbs „Erfolgreiche 
Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Integra-
tionspolitik“ in der Kategorie Landkreise zeichnete sich der 
Fachdienst Integration der Kreisverwaltung bereits im Jahr 
2005 durch einen innovativen Ansatz aus: 

„Organisatorisch und inhaltlich wurde ein Wechsel von der 
reinen Leistungsgewährung in der Abteilung Asyl hin zu einer 
umfassenden Migrationssozialarbeit im ‚Fachdienst Migra-
tion‘ und ‚Besondere soziale Dienste/Jugendhilfe‘ vollzogen. 
Die Mitarbeiter zeigten sich offen für den damit verbundenen 
Lernprozess und Perspektivwechsel“ (Bertelsmann Stiftung 
und Bundesministerium des Innern 2006: 38). 

Bereits damals setzte der Landkreis Hersfeld-Rotenburg auf 
den Abbau von Barrieren und das Schaffen von Vertrauen, 
auf Netzwerke und Beteiligung (u. a. mittels Gründung eines 
Integrationsrates) und auf interkulturelle Fortbildungsange-
bote für die Mitarbeiter:innen der Verwaltung. Politischen und 
administrativen Rückhalt für eine aktive Integrationspolitik 
gab die damalige Erste Beigeordnete des Landkreises. 

Mit den Sprachkursträgern im Landkreis hat der Fachdienst 
Migration bereits Anfang der 2000er Jahre eine AG Spra-
che eingerichtet, die eine passgenaue und zeitnahe Vertei-
lung der Teilnehmer:innen auf die Sprachkurse ermöglicht. 
Zu den Aufgaben dieser Arbeitsgemeinschaft gehören die 
Durchführung der Einstufungstests und die Zuordnung zu 
den Integrationskursen des Bundesamts für Migration und 
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leben dort rund 1.500 Sinti:zze und Rom:nja. Die Quartiere 
bieten günstigen Wohnraum sowie die Nähe zu möglichen 
Arbeitgeber:innen. Drei Kindertagesstätten und Grundschu-
len bilden die vielfältige Einwohnerschaft des Quartiers ab. 

„Das Zusammenleben ist nicht immer einfach, aber es ist wichtig, 
das Verständnis untereinander zu fördern“ (Interview mit Frank 
Hildebrand, 4. August 2022). 

Die Fluchtzuwanderung vieler Menschen aus der Ukraine 
seit Februar 2022 ist ebenfalls eine Herausforderung für den 
Landkreis, bei deren Bewältigung die bereits erarbeiteten 
Ansätze und Strukturen helfen. So hat der Fachdienst Migra-
tion beispielsweise in den Städten Heringen, Rotenburg und 
Bebra Beratungsbüros in den Außenstellen des Landratsamtes 
bzw. in der Gemeindeverwaltung eingerichtet, um Hilfesu-
chenden kürzere Wege zu ermöglichen. Darüber hinaus befin-
det sich eine weitere Beratungsstelle in einem Stadtteil von 
Bad Hersfeld, dessen Bevölkerung durch einen hohen Anteil 
von Menschen mit Migrationserfahrung geprägt ist.

Auch der bereits 2015 entstandene und kontinuierlich weiter-
entwickelte Sprachmittlerpool hat sich erneut bewährt. Auf 
diesen Pool können andere Fachdienste und Behörden, aber 
auch Vereine und Verbände zugreifen, wenn sie eine Sprach-
mittlung benötigen. Die Kosten trägt die in Auftrag gebende 
Institution. Als besonders hilfreich stellten sich die feste 
Netzwerkstruktur und die Integreat App dar. Letztere wurde 
mit breiter Beteiligung von Kommunen, Ärzt:innen und ande-
ren Akteur:innen im Rahmen mehrerer Konferenzen erar-
beitet und erleichtert Zugänge zu zahlreichen Informationen 
über Angebote und Ressourcen. Die App ist auf unterschied-
lichen Sprachen verfügbar und weist eine rege Nachfrage auf 
(Interview mit Frank Hildebrand, 4. August 2022). 

Runde Tische, die bereits in früheren Jahren bestanden, 
wurden reaktiviert. Im Zuge der vermehrten Aufnahme von 
Ukrainer:innen im Landkreis wurden zudem neue Netzwerke 
aufgebaut, zum Beispiel im kirchlichen Bereich sowie mit der 
Einbindung ortsansässiger Service Clubs. Zudem ist es dem 
Fachdienst Migration gelungen, Kommunikationswege zu 
migrantischen Communitys aufzubauen, da in der Mitarbei-
terschaft des 30 Personen umfassenden Fachdienstes auch 
Spätaussiedler:innen als Hausmeister und im Betreuungsbe-
reich sowie Menschen aus Syrien und anderen Herkunftslän-
dern vertreten sind: 

Hessener Flüchtlingsrat sowie dem Werra-Meißner-Kreis 
und dem Landkreis Fulda zusammen. Da in diesem Rah-
men Flüchtlingsrat und Ausländerbehörde zusammenkamen, 
konnte sich eine neue Arbeitskultur entwickeln: 

„Man hat angefangen, miteinander zu reden. Das ist das Wich-
tigste: Man muss reden!“ (Interview mit Frank Hildebrand, 4. 
August 2022). 

Mit der Teilnahme am neuen ESF Plus-Förderprogramm „MY 
TURN – Frauen mit Migrationshintergrund starten durch“, 
das dazu beitragen soll, die Arbeitsmarktintegration formal 
geringer qualifizierter Frauen mit Migrationshintergrund zu 
verbessern, will der Landkreis auf die Herausforderung der 
Ansprache und Einbindung von Frauen aus Einwanderungsfa-
milien reagieren. Das Hauptproblem des Landkreises mit seiner 
geringen Arbeitslosenquote (3,6 %) sei der Fachkräftebedarf: 

„Da brauchen wir Möglichkeiten, in die Communi-
tys gehen zu können“ (Interview mit Frank Hildebrand,  
4. August 2022).

Die Zuwanderung der Geflüchteten aus Syrien und anderen 
Ländern im Jahr 2015 stellte den Landkreis vor große Aufga-
ben, war jedoch gleichzeitig Impulsgeberin für neue Hand-
lungsansätze. So wurde ein Kooperationsnetzwerk von Ehren-
amtlichen mit und ohne Migrationshintergrund aufgebaut, die 
jeweils eine in Kooperationsverträgen festgeschriebene Auf-
wandspauschale von 30 Euro pro Monat erhalten und sich um 
die neu angekommenen Menschen kümmern. Auch die aktive 
Mitarbeit im Rahmen des Programms IvAF führte zu Neue-
rungen, wie die gemeinsame Einrichtung eines Arbeitsmarkt-
büros von Fachdienst Migration und Agentur für Arbeit sowie 
die Entwicklung einer niedrigschwelligen Anlaufstelle für 
Geflüchtete. Das ermöglichte eine ganzheitlichere Beratung 
und Unterstützung der Teilnehmer:innen, da auf ihre persön-
lichen und rechtlichen Angelegenheiten besser eingegangen 
werden konnte. 

Als weitere Herausforderung benennt Frank Hildebrand das 
Zusammenleben im Quartier. Der Landkreis Hersfeld-Roten-
burg ist Träger von zwei Projekten des Förderprogramms 
Soziale Stadt, die in Bebra sowie im Bad Hersfelder Stadt-
teil Hohe Luft angesiedelt sind. Beide Projekte sind in sozial 
benachteiligten Quartieren verortet, in denen 70 Prozent 
der Bevölkerung aus Einwanderungsfamilien kommen; auch 
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3.3.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Insgesamt konstatiert der Leiter des Fachdienstes Migra-
tion des Landkreises Hersfeld-Rotenburg, dass es bei Bun-
des- und Landesförderung seit 2005 eine positive Entwick-
lung gegeben habe: 

„Viele Regelleistungen gibt es inzwischen – damals war an 
Sprach- und Integrationskurse wenig zu denken. Förderung 
über Land und Bund gibt es heute, Integrationsarbeit wird 
inzwischen als wichtiger Bestandteil der Regelsysteme gese-
hen“ (Interview mit Frank Hildebrand, 4. August 2022).

Wichtig sei es, nicht nur die Arbeitsmarktintegration, son-
dern die ganze Breite sowie den zentralen Stellenwert der 
Integrationsarbeit im Blick zu haben. Neben der Förderung 
durch Landes- und Bundesebene sei auch die Unterstützung 
im eigenen Landkreis entscheidend. So habe der Fachdienst 
Migration die Erfahrung gemacht, dass die Umsetzung des 
Vorhabens, ein Vielfaltskonzept zu erarbeiten, erst mit dem 
politischen Rückhalt des neuen Landrats und des neuen Kreis-
beigeordneten möglich geworden ist. Auch die Unterstüt-
zung von anderen Bereichen der Verwaltung wird als wich-
tig erachtet: 

„Man muss in den Dialog treten, muss Geduld und einen lan-
gen Atem haben. Es gibt immer wieder Rückschläge. In den 
Verwaltungen wird erst mal gesagt: Es geht nicht. Daher 
braucht man die Haltung: Wir machen das jetzt!“

„Man muss dranbleiben, neue Wege gehen, die alten Pfade 
hinterleuchten. Den Blick von außen [zu] bekommen, ist mei-
nem Team und mir wichtig“ (Interview mit Frank Hildebrand, 
4. August 2022).

Aus diesen langjährigen Erfahrungen mit vielen Erfolgen, 
aber auch einigen Rückschlägen, zieht Frank Hildebrand sein 
persönliches Fazit: 

„Die Einstellung muss sein: Die Kunden sind alle Menschen, 
egal woher sie kommen, unser Service muss für sie funktio-
nieren. Wir haben nicht Frieden-Freude-Eierkuchen. Aber wir 
müssen gemeinsam losgehen, das ist wichtig“ (Interview mit 
Frank Hildebrand, 4. August 2022).

„Das hat die Zugänge erleichtert, das bringt Vorteile. Das Den-
ken unserer Kolleg:innen ist in unserem Bereich auch anders 
als in anderen Bereichen“ (Interview mit Frank Hildebrand,  
4. August 2022).

3.3.3	� Entwicklungsaufgaben und 
Handlungsschwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Derzeit wird ein Integrations- und Vielfaltskonzept im Rah-
men eines breiten, partizipativen Prozesses erstellt. Viele 
Akteur:innen, darunter auch Unternehmen und das Hand-
werk, sollen hierbei einbezogen werden. Eine erste Konferenz 
fand bereits im Oktober 2022 statt, weitere Workshops sind 
geplant. Im Sommer 2023 soll das Konzept fertiggestellt sein 
und vom Kreistag verabschiedet werden. 

Die Entwicklung eines Vielfaltszentrums ist nicht zuletzt eine 
Auflage der Landesförderung, die an die beiden WIR-Bera-
terstellen gekoppelt ist. Das Vielfaltszentrum soll als Struk-
tur mit Rückhalt der Politik entwickelt werden, in die alle 
Bereiche der Verwaltung involviert sind. Derzeit sind Land-
kreis, Kommunales Jobcenter und Ausländerbehörde bereits 
„in einem gemeinsamen, aber lockeren Verbund“ organisiert 
(Interview mit Frank Hildebrand, 4. August 2022). Geplant 
ist in diesem Zusammenhang auch, dass die einzelnen Berei-
che, zum Beispiel die Jugend- und Sozialämter, zusammen-
geführt werden. Die bereits als fortschrittlich eingeschätzte 
Ausländerbehörde soll zur Willkommensbehörde weiterent-
wickelt werden. 

Der Landkreis möchte die kreisangehörigen Kommunen für 
eine aktive Integrations- und Vielfaltspolitik gewinnen und 
den gesellschaftlichen Diskurs über Integration befördern. 
Die offene Kommunikation über die Chancen und Risiken 
von Migration und Integration sei auch für die Akzeptanz von 
Zuwanderung zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs wichtig 
(Interview mit Frank Hildebrand, 4. August 2022). Der Lei-
ter des Fachdienstes Migration verfolgt dabei eine dialogori-
entierte Vorgehensweise. Auch soll die Personalabteilung der 
Landkreisverwaltung dafür sensibilisiert werden, mehr Men-
schen mit Migrationshintergrund einzustellen; beispiels-
weise sollen die Gestaltung der Ausschreibungstexte sowie die 
Ermutigung potenzieller Bewerber:innen in den Blick genom-
men werden. 
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Kurz und bündig: Integration im Landkreis Hersfeld-Roten­
burg (Kategorie Landkreise)

•	� Die Integrationsarbeit des Landkreises wird seit 2005 durch den 

Fachdienst Migration koordiniert. 

•	� Seit 2014 wird die Integrationsarbeit des Landkreises durch zwei 

WIR-Koordinationskräfte und seit 2022 durch eine WIR-Mitarbeits-

stelle im Rahmen des hessischen Landesprogramms WIR gefördert. 

Das WIR-Vielfaltszentrum ist beim Fachdienst Migration angesiedelt. 

•	� Im Landkreis wurde früh der Schritt hin zu einer sozialarbeitsorien

tierten Integrationspolitik vollzogen. Dieser Prozess wurde breit  

angelegt und politisch unterstützt. 

•	� Der Fachdienst Migration verfügt über eine vielfältige Mitarbeiter-

schaft, die einen guten Zugang zu unterschiedlichen Communitys  

ermöglicht.

•	� Der Landkreis Hersfeld-Rotenburg hat bereits Anfang der 2000er 

Jahre gemeinsam mit Trägern eine AG Sprache eingerichtet, die eine 

passgenaue und rasche Verteilung der Teilnehmer:innen auf die Inte

grations- und Sprachkurse ermöglichen soll.

•	� Durch die Teilnahme an verschiedenen Landes- und Bundesprogram-

men profitiert der Landkreis vom Informations- und Erfahrungs

austausch innerhalb der jeweiligen Netzwerke.

•	� Im Zuge der verstärkten Zuwanderung ab 2015 entwickelte der 

Landkreis ein Netzwerk ehrenamtlicher Helfer:innen, die für ihre 

Arbeit eine in Kooperationsverträgen festgelegte monatliche Auf-

wandspauschale erhalten. Zudem bildete sich ein Sprachmittlerpool. 

•	� Die Zuwanderung Schutzbedürftiger aus der Ukraine wird durch die 

Reaktivierung etablierter Strukturen und Netzwerke sowie mithilfe 

der Integreat App, einer digitalen Informationsplattform, begleitet.

•	� Aktuell wird ein Vielfalts- und Integrationskonzept erarbeitet. Das  

Ergebnis des partizipativen Prozesses soll im Sommer 2023 vorge-

stellt werden. Zudem wird im Rahmen einer Landesförderung die 

Einrichtung eines Vielfaltszentrums geplant. Der Landkreis setzt auf 

eine offene Kommunikation, um die kreisangehörigen Kommunen 

von einer aktiven Integrationspolitik zu überzeugen.

32



Erfahrungen und Perspektiven in den prämierten Kommunen  |  Analysen und Konzepte  5 | 2022

grationspolitik“ von Bertelsmann Stiftung und Bundesmi-
nisterium des Innern. Die Herausforderungen, die sich im 
Fördergebiet Belm-Powe stellten, standen im Mittelpunkt der 
Präsentation für den Wettbewerb. Bereits zu diesem Zeitpunkt 
verfügte die Gemeinde Belm über ein breites Netzwerk, das 
aus dem sozialen Engagement vieler Bürger:innen für (Spät-)
Aussiedler:innen entstanden war. Integration wurde seitdem 
als Querschnittsaufgabe angelegt. Zudem gab es eine enge 
Kooperation mit dem Institut für Geographie der Universi-
tät Osnabrück. Bürgermeister Viktor Hermeler, der damals als 
Erster Gemeinderat in Belm für das Thema Integration ver-
antwortlich war, sieht in der Zusammenarbeit mit der Uni-
versität einen wichtigen Erfolgsfaktor: 

„Die Universität Osnabrück hat uns sehr geholfen, den rein 
städtebaulich geprägten Blick in eine strategische Herange-
hensweise zu wandeln. Der Gemeinderat war damals offen 
für neue Perspektiven und hat Universität und Verwaltung 
im Sinne einer ergebnisorientierten Arbeit ‚machen lassen‘. 
Begleitet wurden wir viele Jahre über ein Quartiersmanage-
ment, was aus meiner Sicht unbedingt förderlich für erfolgrei-
che Arbeit war und ist“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, Bür-
germeister, Schreiben vom 15. Oktober 2021). 

Eine Besonderheit war hierbei, dass die koordinierende Stelle 
jeweils zur Hälfte in der Universität und im Quartiersmanage-
ment angesiedelt war, d. h. dass Wissenschaft und Praxis hier 
verzahnt und von einer Person als Bindeglied betreut wer-
den konnten. 

Ein zentraler Ort der Integrationsarbeit im Ortsteil Belm-
Powe war die Belmer Integrationswerkstatt (BIW), deren 
Ursprung in der beruflichen und sozialen Integration von jun-
gen Aussiedler:innen lag und die sich zu „einer erfolgreichen 
Jugendwerkstatt mit einer Vielzahl von verschiedenen Projek-
ten und Maßnahmen zur schulischen Ausbildung und beruf
lichen Integration von jungen Erwachsenen“ entwickelte 
(Hermeler 2018: 3). 

Als 2015 sowie in den Folgejahren viele Geflüchtete aus 
Syrien und anderen Ländern in die Region kamen, konnte die 
Gemeinde Belm an die Erfahrungen aus der Arbeit mit den 
Spätaussiedler:innen anknüpfen. Insbesondere das vorhan-
dene Netzwerk und die strategische Herangehensweise kamen 
der Integrationsarbeit zugute: 

3.4	� Gemeinde Belm im Landkreis 
Osnabrück

Strukturdaten

Bevölkerung (2021) 14.071

ausländische Personen (2021) 1.490

Anteil an der Bevölkerung (2021) 10,6 %

Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
(2021) 

28,2 %

Kinder mit Migrationshintergrund in 
Kindertageseinrichtungen (2020) 

38,6 %

Berichte

Belmer Integrationswerkstatt (Hrsg.) (2018). 20 Jahre Belmer 
Integrationswerkstatt e. V. Jubiläumsschrift. Belm. [LINK]

Gemeinde Belm (Hrsg.) (2016). Soziale Stadt Belm-Bowe. 
Abschlussdokumentation 2000–2016. Belm. [LINK]

3.4.1	 Rahmenbedingungen 

Belm ist eine kreisangehörige Gemeinde im niedersächsischen 
Landkreis Osnabrück mit etwa 14.000 Einwohner:innen. Gut 
ein Viertel der Bevölkerung hat einen Migrationshintergrund, 
bei den Kindern in Kindertageseinrichtungen sind es fast 40 
Prozent. Insbesondere der Zuzug der Spätaussiedler:innen 
in den 1990er Jahren war prägend für die Gemeinde. Belm 
hat mit rund 4,4 Prozent (2021) eine vergleichsweise nied-
rige Arbeitslosenquote und eine entsprechend hohe Beschäf-
tigungsrate. Der Ortsteil Belm-Powe war über 15 Jahre lang 
Fördergebiet des Städtebauprogramms Soziale Stadt. Der 
Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an den 
Einwohner:innen von Belm-Powe lag Ende der 1990er Jahre 
bei 70 Prozent, darunter überwiegend Spätaussiedler:innen. 
Im Zuge der Förderung wurden im Stadtteil zahlreiche Pro-
jekte etabliert, von deren positiven Wirkungen die gesamte 
Gemeinde profitiert hat (siehe auch Gemeinde Belm 2016). 

3.4.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik

Die Gemeinde Belm war 2005 Preisträgerin in der Kategorie 
kleine Städte und Gemeinden des Wettbewerbs „Erfolgrei-
che Integration ist kein Zufall. Strategien kommunaler Inte-
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ten werden von den Kirchengemeinden in Zusammenarbeit 
mit der Kommune vermittelt. Viktor Hermeler zufolge zeigt 
sich im Rückblick, dass Patenschaften wirken und einen deut-
lichen Unterschied machen (Interview mit Viktor Hermeler 
und Werner Hülsmann, 19. Januar 2022). 

Als sehr hilfreich bewertet Viktor Hermeler die wissenschaft-
liche Begleitung durch die Universität Osnabrück. Die Zusam-
menarbeit, der regelmäßige Austausch und die Einbeziehung 
von Studierenden durch Praktika hätten dazu beigetragen, 
dass die Gemeinde an viele Themen strategischer heran-
geht. So würden beispielsweise jährliche „Strategie-Work-
shops“ die Entwicklung einer gemeinsamen Position ermög-
lichen, die dann von allen mitgetragen wird. Das hält Viktor 
Hermeler in der Vorbereitung einer öffentlichen Beratung für 
sehr wichtig und das Modell funktioniere bis heute bei ganz 
verschiedenen Themen. Die Kooperation mit der Universität 
Osnabrück sei zwar abgeschlossen, es werde aber immer wie-
der über den Bedarf wissenschaftlicher Begleitung diskutiert. 
Anderen Gemeinden empfiehlt er, „die Kontakte [frühzei-
tig] aufzubauen“, da es ein Prozess sei, der Zeit benötige und 
gepflegt werden müsse (Interview mit Viktor Hermeler und 
Werner Hülsmann, 19. Januar 2022). 

Die langjährige Zusammenarbeit mit dem Landkreis Osna-
brück bewertet der Bürgermeister ebenfalls als sehr erfolg-
reich. Insbesondere um die Jahrtausendwende habe der 
Landkreis die Gemeinde Belm bei den immensen Heraus-
forderungen im Bereich Integration auch finanziell stark 
unterstützt. Allerdings sieht er aktuelle Entwicklungen wie 
den Aufbau komplexer bürokratischer Strukturen sowie die 
Höhe und Verteilung von Mitteln auf Kreisebene kritisch. Die 
Gemeinden seien „viel näher dran“, „mit mehr Expertise 
unterwegs“ und könnten mit deutlich weniger Aufwand vor-
gehen. Der Integrationsbeauftragte des Landkreises, Wer-
ner Hülsmann, erläutert, dass der Landkreis versuche, das 
Thema Integrationsmanagement in den 21 kreisangehöri-
gen Kommunen „weiter oben auf die Tagesordnung zu schie-
ben“. Das Verfahren für die Verteilung der Mittel sei aufwen-
diger geworden, um sicherzustellen, dass die Mittel auch dort 
eingesetzt werden, wo es der Landkreis für notwendig hält. 
An einigen Stellen müsste daher strategischer und langfristi-
ger gedacht werden und diese Perspektive sollte in allen Kom-
munen verankert werden (Interview mit Viktor Hermeler und 
Werner Hülsmann, 19. Januar 2022). 

„Wir haben zielgerichtet eine dezentrale Unterbringung ange-
strebt. Mit dem gegebenen Netzwerk konnten über runde 
Tische und Patenmodelle sehr kleinteilige und erfolgreiche 
Integrationserfolge gewährleistet werden. Auch in dieser Zeit 
haben wir eine sehr intensive, verlässliche und transparente 
Abstimmung in Kommunalpolitik und Gemeinwesen erreichen 
können“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, Schreiben vom 15. 
Oktober 2021). 

Die Erfolge der kommunalen Integrationspolitik werden nach 
Wahrnehmung des Bürgermeisters „ganz überwiegend posi-
tiv eingeschätzt und damit letztlich geteilt“ (Gemeinde Belm, 
Viktor Hermeler, Schreiben vom 15. Oktober 2021). Das schätzt 
der Integrationsbeauftragte des Landkreises Osnabrück, Wer-
ner Hülsmann, ähnlich ein: Er spricht von der Bedeutung von 
„Schlüsselakteuren“ wie Viktor Hermeler, die dazu beigetra-
gen hätten, dass sich das Narrativ von Migration in der Bevöl-
kerung der Gemeinde Belm positiv geändert habe (Interview 
mit Viktor Hermeler und Werner Hülsmann, Integrationsbe-
auftragter des Landkreises Osnabrück, 19. Januar 2022). 

Von zentraler Bedeutung seien insbesondere die Aktivierung 
der zumeist sehr gut aufgestellten haupt- und ehrenamt-
lichen Akteur:innen in der örtlichen Gemeinschaft. Es gebe 
zwar durchaus ein Spannungsverhältnis zwischen den bei-
den Akteursgruppen und auch die Anteile der beiden Gruppen 
hätten sich im Zuge der Übernahme ehrenamtlicher Aufga-
ben durch hauptamtliche Akteur:innen verändert, aber darauf 
würde geachtet. Insgesamt sei das Netzwerk durch den ver-
stärkten Einsatz hauptamtlicher Kräfte in verschiedenen Fel-
dern größer geworden, auch wenn es herausfordernd sei, „ein 
Netzwerk am Leben“ zu halten. Von Bedeutung seien hierbei 
ein „Nehmen und Geben“ sowie regelmäßige Einladungen 
und das Pflegen von Kontakten (Interview mit Viktor Herme-
ler und Werner Hülsmann, 19. Januar 2022). 

Viktor Hermeler unterstreicht zudem vor allem die hohe 
Bedeutung des Patenmodells, durch das jeder neu zugezoge-
nen Familie in Belm ein Pate bzw. eine Patin zur Verfügung 
gestellt wurde. In Belm habe man aus den Erfahrungen durch 
die starke Zuwanderung und frühere Problemlagen gelernt 
und die Aufnahme und Integration von Geflüchteten bislang 
gut bewältigt Das Modell basiere auf mündlichen Zusagen mit 
zugewandten, empathischen Menschen, die sich aktiv betei-
ligen möchten. Es sei zwar nie formalisiert worden, habe sich 
aber trotzdem als sehr verlässlich erwiesen. Die Patenschaf-
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3.4.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Als Hauptunterstützungsbedarf wird die Nachfrage finan-
zieller Ressourcen und personeller Betreuung benannt, um 
niedrigschwellige Angebote schaffen zu können, mit denen 
möglichst viele Menschen erreicht und zusammengebracht 
werden können. Eine stärkere finanzielle Unterstützung wird 
zudem als Gelingensbedingung für eine strategische Steue-
rung benannt:

„Strategische Steuerung bedeutet einen personellen Aufwand, 
den kleine Gemeinden nicht immer mit eigenen Mitteln leis-
ten können, der aber für gelingende Integration unabweis-
bar ist“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, Schreiben vom 15. 
Oktober 2021).

In Belm habe man zu Beginn der 2000er Jahre die Möglich-
keit gehabt, Gelder „unbürokratisch“ und „unmittelbar“ vor 
Ort einzusetzen („Lokales Kapital für soziale Zwecke“ / „Stär-
ken vor Ort“), „mit außerordentlich positiven Ergebnissen“. 
Nachfolgeprogramme würden die Finanzmittel an die Träger 
der Jugendhilfe vergeben. Da dies in ihrem Fall der Landkreis 
Osnabrück sei, würde nicht mehr „unmittelbar vor Ort“ über 
Mitteleinsatz und Verwendung entschieden (Gemeinde Belm, 
Viktor Hermeler, Schreiben vom 15. Oktober 2021). 

Viktor Hermeler verweist auf Erfahrungen der Belmer Inte
grationswerkstatt („Jugendwerkstatt“), die sich an „komple-
xen Ausschreibungsverfahren“ beteiligen muss: 

„Die Jugendwerkstatt ist vor Ort hervorragend vernetzt, gut 
angesehen und sehr erfolgreich tätig. Bei Ausschreibungen 
beteiligen sich aber auch große überregionale Unterneh-
men, die örtliche Besonderheiten nicht kennen und lokal nicht 
vernetzt sind. Hier muss dringend eine Umsteuerung erfol-
gen. Selbst wenn die vor Ort etablierten Einrichtungen in der 
Beschäftigungsförderung und der Bildungsarbeit etwas teurer 
sind, machen sie sich langfristig unter dem Aspekt der sozia-
len Kostenbetrachtung in jedem Fall bezahlt“ (Gemeinde Belm, 
Viktor Hermeler, Schreiben vom 15. Oktober 2021). 

3.4.3	� Entwicklungsaufgaben und Handlungs­
schwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Die Gemeinde Belm sieht sich mit einer Vielzahl zentraler 
Zukunftsaufgaben im Bereich ihrer Integrationspolitik kon-
frontiert: Neben Bildung und Betreuung, Förderung des Spra-
cherwerbs, Berufsausbildung und Nachwuchsgewinnung für 
örtliche Unternehmen muss sich die Gemeinde mit den The-
menfeldern demografischer Wandel, Wohnraumverfügbar-
keit und bezahlbare Mieten, personelle Betreuung (ehrenamt-
liche Patenmodelle und hauptamtliche Sozialarbeit) sowie der 
Finanzierbarkeit der Maßnahmen auseinandersetzen. Insbe-
sondere der Fachkräftemangel, der durch Migration und Inte-
gration abgemildert werden könnte, wird von Viktor Herme-
ler als zentrale Herausforderung beschrieben: 

„Aus unserer örtlichen Wirtschaft ist für mich das Zitat der 
Geschäftsführung unseres größten Arbeitgebers (fast 700 
Beschäftigte) von großer Bedeutung: ‚Wir haben keinen 
Fachkräftemangel, wir haben längst einen Arbeitskräfte-
mangel!‘ Ich gehe davon aus, dass wir gezielte Zuwande-
rung in Deutschland benötigen, um die Erfordernisse unse-
res Arbeitsmarktes und damit auch eine nachhaltige Stützung 
unseres Sozialstaats zu erfüllen. Aus vielen Gesprächen mit 
Handwerksbetrieben weiß ich, dass es Probleme gibt, Ausbil-
dungsstellen zu besetzen“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, 
Schreiben vom 15. Oktober 2021).

Hervorgehoben wird zudem das Thema Spracherwerb als 
wichtige Voraussetzung für die soziale sowie für die Arbeits-
marktintegration, insbesondere im Hinblick auf die Ziel-
gruppen der Frauen. In Belm habe man bislang mit Mitteln 
des Landkreises, die aber von Streichungen bedroht seien, 
einen kommunalen Sprachkurs finanzieren können. Dadurch 
seien insbesondere Frauen mit mangelnden Deutschkennt-
nissen erreicht worden. Viktor Hermeler bedauert jedoch, dass 
durch die Volkshochschule keine Kinderbetreuung in Verbin-
dung mit verpflichtenden Sprachkursen angeboten wird. Hier 
brauche es ein offeneres, flexibleres Angebot, da sich viele 
Frauen integrieren wollen und nicht vergessen werden dürf-
ten (Interview mit Viktor Hermeler und Werner Hülsmann, 
19. Januar 2022). 
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als Querschnittsaufgabe verankern (Interview mit Viktor 
Hermeler und Werner Hülsmann, 19. Januar 2022).

Der Integrationsbeauftragte des Landkreises Osnabrück, 
Werner Hülsmann, hebt hervor, dass Kommunen „Integra-
tion lernen“ können. Es komme dabei darauf an, Haltungen 
und Routinen zu entwickeln, um Integrationsprozesse positiv 
zu beeinflussen. In einer Migrationssituation habe jede kom-
munale Entscheidung eine strategische Bedeutung. Dieses 
Lernen beinhalte, dass sich eine Person an verantwortlicher 
Stelle befinde, die Erfahrungen sammeln und nutzen kann. Er 
beschreibt, dass es eine Verschiebung von einem „Integra-
tionsdiskurs“ zu einem „Vielfaltsdiskurs“ oder „Identitäts-
diskurs“ gebe. Dies sei zwar gut und wichtig, aber über diese 
Ausweitung der Diskurse dürfe nicht vergessen werden, dass 
dahinter „handfeste Aufgaben“ stehen, die „strategisches 
und langfristiges Denken“ sowie „Aktivität von engagier-
ten Menschen in Haupt- und Ehrenamt vor Ort“ erfordern. 
In dieser Einschätzung weiß er sich mit dem Bürgermeister 
der Gemeinde Belm einig (Interview mit Viktor Hermeler und 
Werner Hülsmann, 19. Januar 2022).

Als problematisch empfindet der Bürgermeister zudem 
eine Situation, in der ein „florierender Arbeitsmarkt“ für 
„gut gefüllte Kassen“ im Bereich der Agentur der Arbeit 
sorgt und (steuerbasierte) Mittelkürzungen im Bereich 
der Jobcenter eine zu geringe Finanzausstattung zur 
Folge hätten. Es komme aber darauf an, die Bemühun-
gen zu verstärken, Menschen mit Migrationsgeschichte 
in sozialer Benachteiligung in Beschäftigung zu vermit-
teln und ihnen damit ein selbstselbstbestimmtes Leben 
zu ermöglichen. In der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (SGB II) und der Arbeitsförderung (SGB III) sollte 
die örtliche Expertise einbezogen werden:

„Wenn es um Unterstützungsbedarfe für kommunale Integra-
tions- und Vielfaltspolitik geht, müssen Bund und Länder den 
Leistungen vor Ort mehr Zutrauen entgegenbringen. Die Städte 
und Gemeinden sind nach meiner Wahrnehmung leistungsbe-
reit und auch leistungsfähig. Allerdings bedarf es nicht einer 
andauernden Kontrolle, ob gegebene staatliche Mittel richtig 
verwendet werden“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, Schrei-
ben vom 15. Oktober 2021). 

Viktor Hermeler bezeichnet es als „irreführend“, den 
Begriff Kommunen „mit einem bestimmten Automatis
mus“ vor allem auf kreisfreie Städte oder Landkreise zu 
beziehen: 

„Die meisten kleinen Städte und Gemeinden können dann nur 
in einem komplexen Abstimmungsverfahren teilhaben. Und in 
diesen Fällen sind Entscheidungsträger nur allzu oft zu weit 
von den Menschen entfernt. Ich würde mir sehr wünschen, dass 
die Kommunen, und hier meine ich tatsächlich die kreisange-
hörigen Gemeinden, in stärkerer Weise unmittelbare Finanz-
mittel erhalten“ (Gemeinde Belm, Viktor Hermeler, Schreiben 
vom 15. Oktober 2021). 

Der Bürgermeister hebt abschließend im Hinblick auf den 
zukünftigen Arbeitskräftebedarf hervor, dass Kommu-
nen das Ankommen der Menschen erleichtern, Integrati-
onsaufgaben erfüllen und die Bevölkerung auf diesem Weg 
auch mitnehmen müssen. Er verweist auf das Erfolgsre-
zept der Gemeinde Belm („Wir haben uns selbst geholfen, 
weil uns niemand geholfen hat.“) und betont, dass andere 
Kommunen von der Offenheit insbesondere im Rahmen 
des Patenmodells lernen könnten. Kommunen bräuchten 
zudem mehr Handlungsspielraum und sollten Integration 
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4.	� Kommunale Integrations­
politik in ostdeutschen 
Städten

Am Wettbewerb „Erfolgreiche Integration ist kein Zufall. 
Strategien kommunaler Integrationspolitik“ haben sich auch 
17 ostdeutsche Kommunen (ohne Berlin) beteiligt, insbeson-
dere größere, aber auch kleine und mittelgroße Städte sowie 
Landkreise (16 % aller teilnehmenden Kommunen). Unter 
den 23 Endrundenteilnehmern befanden sich mit den Lan-
deshauptstädten Dresden und Erfurt, dem Vogtlandkreis in 
Sachsen und der Stadt Kyritz in Brandenburg vier Kommunen 
aus den ostdeutschen neuen Bundesländern (vgl. Bertelsmann 
Stiftung und Bundesministerium des Innern 2006: 71–72). 
Zwar zählte keine ostdeutsche Kommune zu den vier Preisträ-
gern, aber die Endrundenteilnehmer Dresden und Kyritz wur-
den in der Ergebnispublikation des Wettbewerbs besonders 
hervorgehoben, zum einen aufgrund des starken Bewusst-
seins für die Bedeutung von Selbstorganisation, interkultu-
rellen Begegnungen und politischer Teilhabe (Dresden), zum 
anderen für Bemühungen zur Gewinnung von Fachkräften 
mit Migrationshintergrund in einer durch Abwanderung und 
hohe Arbeitslosigkeit geprägten Region (Kyritz) (ebd.: 45, 58). 
Auch der Ostberliner Bezirk Lichtenberg kam in die Endaus-
wahl und wurde von der Jury bereist. Herausgestellt wurde 
hier in der Ergebnispublikation vor allem die interkulturelle 
Bildungs- und Erziehungsarbeit im Bezirk (ebd.: 49).

Die ostdeutschen Bundesländer sind durch eine besondere 
Geschichte der Migration (Vertragsarbeiter:innen und Stu-
dierende als politische Instrumente in der DDR, Zuwanderung 
per Zuweisung nach der Wende, spezifische Zusammenset-
zung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, beson-
dere Potenziale und Barrieren der Integration) gekennzeich-
net, die die Integrationsbedingungen von Zugewanderten, 
das Zusammenleben von alteingesessener und zugewanderter 
Bevölkerung sowie die Integrationspolitik von Ländern und 
Kommunen nachhaltig geprägt hat (vgl. Weiss 2018). 

Auf Chancen, Risiken und Aufgaben, die sich aus diesen 
besonderen migrationspolitischen Erfahrungen ergeben, hat 
nach der Jahrtausendwende insbesondere die aus verantwort-
lichen Akteur:innen aus Ländern und Kommunen bestehende 
Redaktionsgruppe memorandum hingewiesen. Sie forderte in 

 
Kurz und bündig: Integration in der Gemeinde 
Belm (Kategorie kleine Städte und Gemeinden)

•	� Die Gemeinde verfügt über lange etablierte Netzwerke 

und ein hohes Engagement der Bevölkerung, die bereits 

bei der Integration von (Spät)Aussiedler:innen entstan-

den sind.

•	� Durch eine Kooperation mit der Universität Osnabrück 

und deren Zusammenarbeit mit dem Quartiersmanage-

ment vor Ort erhielt die Gemeinde viele wichtige Impulse, 

vor allem für die strategische Ausrichtung ihrer Integra

tionspolitik.

•	� Die Belmer Integrationswerkstatt ist ein gelungenes  

Beispiel für den Bereich Bildung und Arbeitsmarktinte

gration von jungen Menschen.

•	� Im Zuge der Zuwanderung ab 2015 hat sich Belm auf eta-

blierte Erfahrungswerte gestützt und versucht, Integra-

tion durch dezentrale Unterbringung, runde Tische und 

informelle Patenschaften möglichst individuell zu gestal-

ten. Diese Strategie sei auch in der Wahrnehmung der 

Bürger:innen aufgegangen.

•	� Aktuelle Schwerpunkte in der kommunalen Migrations- 

und Integrationspolitik bilden die Themenfelder Arbeits-/

Fachkräftemangel sowie Spracherwerb, besonders für 

Frauen.

•	� Unterstützungsbedarfe gibt es beim Umfang von und  

Zugang zu finanziellen Ressourcen, der strategischen 

Aufstellung kommunalen Handelns sowie der Akzeptanz 

von Zuwanderung als Regelerscheinung.
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4.1	 Stadt Leipzig

Strukturdaten

Bevölkerung (2021) 609.869

ausländische Personen (2021) 67.585 

Anteil an der Bevölkerung (2021) 11,1 %

Bevölkerung mit Migrationshintergrund (2021) 102.671

Anteil an der Bevölkerung (2021) 16,8 %

Kinder mit Migrationshintergrund an 
Kindertageseinrichtungen (2020)

18,2 %

Konzepte

Stadt Leipzig (2012). Gesamtkonzept zur Integration der 
Migrantinnen und Migranten. [LINK]

Stadt Leipzig (2020). Vielfalt leben. Gesamtkonzept zur 
Integration der Migrantinnen und Migranten. Fortschreibung. 
Beschlossen von der Ratsversammlung am 29.1.2020. [LINK]

Berichte

Stadt Leipzig (2021). Migrantenbefragung 2020. Ergebnisbericht. 
[LINK]

Webseiten

Migrantinnen und Migranten, interkulturelle Aktivitäten in 
Leipzig [LINK]

4.1.1	 Rahmenbedingungen 

Die sächsische Stadt Leipzig beschreibt sich gern als Bürger-
stadt und weltoffene Metropole, in der zivilgesellschaftliches 
Engagement und internationale Orientierung eine lange Tra-
dition haben. In den letzten 20 Jahren hat sich Leipzig ferner 
von einer schrumpfenden zu einer wachsenden Stadt gewan-
delt, in der sich die Zuwanderung aus dem Ausland deutlich 
erhöht hat. Auch vor diesem Hintergrund gehört Internati-
onalität im Integrierten Stadtentwicklungskonzept Leipzig 
2030 zu den strategischen Handlungsschwerpunkten: Viel-
falt wird hier als „kulturelle und soziale Ressource sowie 
Grundlage der ökonomischen Leistungsfähigkeit und Attrak-
tivität der Stadt“ beschrieben (Stadt Leipzig 2018: 48). Die 
Gestaltung des Zusammenlebens in einer immer vielfältiger 
werdenden Stadtgesellschaft sei zugleich „eine der größten 
Zukunftsaufgaben in Leipzig“, die dann gelingt, „wenn sie zur 

ihrer Denkschrift beispielsweise auch eine Stärkung kommu-
naler Integrationsprogramme durch verbindliche Vorgaben 
auf Landesebene, die Erarbeitung lokaler Handlungskonzepte 
und weitere Anstrengungen zur Förderung von Zuwanderung, 
um den Anteil der Migrant:innen in den ostdeutschen Ländern 
langfristig zu erhöhen und diesen Prozess gezielt zu unter-
stützen und zu fördern (vgl. Redaktionsgruppe memorand-
rum 2003: 15–17). 

Zwei Jahrzehnte später hat sich der Anteil der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung in den 
ostdeutschen Bundesländern verdoppelt. Zwar lebten im Jahr 
2020 immer noch nur 5,1 Prozent der in Deutschland leben-
den Personen mit Migrationshintergrund (1,1 Millionen von 
21,9 Millionen Personen) in den neuen Ländern ohne Berlin, 
aber ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung der Region ist auf 
9,0 Prozent gestiegen (vgl. Statistisches Bundesamt 2022: 36). 
Dieser Anstieg ist vor allem auf die starke Zuwanderung aus 
osteuropäischen EU-Staaten und die Aufnahme von Geflüch-
teten aus dem Nahen und Mittleren Osten, insbesondere 
Syrien, zurückzuführen. Diese demografischen Veränderun-
gen erhöhen die öffentliche Sichtbarkeit der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund, fördern die Entfaltung von Potenzia-
len der Selbstorganisation und verstärken die integrationspo-
litischen Anstrengungen von Ländern und Kommunen. 

Parallel zur regionalen Aufwertung des Politikfeldes Migra-
tion und Integration haben auch die ostdeutschen Bundes-
länder ihre Integrationspolitik zunehmend institutionell ver-
ankert, konzeptionell weiterentwickelt sowie Strukturen zur 
landesweiten Vernetzung und Programme zur Förderung der 
kommunalen Integrationspolitik geschaffen (vgl. Gesemann 
und Roth 2015; Blätte 2017). Die Programme und Initiativen 
von Bund und Ländern werden von den Kommunen in den 
ostdeutschen Ländern zumeist als hilfreich für ihre Integra-
tionsanstrengungen bewertet (vgl. Gesemann 2012), aber es 
sind Städte und Gemeinden, in denen Menschen in alltägli-
che Strukturen eingebunden sind und das Miteinander gestal-
tet wird. Im Folgenden stellen wir mit Leipzig und Rostock 
zwei ostdeutsche Großstädte exemplarisch vor, die sich 2005 
bereits am Wettbewerb beteiligt haben (Leipzig) oder sich in 
der Folgezeit an den Erfolgsfaktoren für kommunale Integra-
tionspolitik orientiert haben (Rostock). 
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nachhaltiger Stadtentwicklung, die alle Bereiche kommu-
nalen Handelns einschließt“, in den Blick genommen (Stadt 
Leipzig 2011: 1). Die in den Leitlinien formulierten Ziele und 
Handlungsfelder bildeten Grundlage und Orientierungsrah-
men für das städtische Integrationskonzept, das in der Folge 
erarbeitet wurde. 

Das Gesamtkonzept zur Integration von Migrantinnen und 
Migranten in Leipzig wurde zunächst im Jahr 2012 vom Stadt-
rat verabschiedet, sodass die Integrationsarbeit der Stadt-
verwaltung erstmals eine konzeptionelle Grundlage bekam. 
Durch die Erhöhung des Anteils der Zugewanderten an der 
Leipziger Bevölkerung auf inzwischen 16,8 Prozent (Stand: 
31. Dezember 2021) haben die Themen Migration, Integra-
tion und Vielfalt in der Stadt an Bedeutung gewonnen. Daher 
wurde das Integrationskonzept von 2012 den neuen Rah-
menbedingungen angepasst und fortgeschrieben. Unter der 
Beteiligung von verschiedenen Ämtern der Stadtverwaltung, 
Migrantenorganisationen, der Stadtpolitik und dem Mig-
rantenbeirat und vielen weiteren Akteur:innen der Integra-
tionsarbeit diskutierten die Teilnehmer:innen in den Jahren 
2017 und 2018 über Wege zur Verbesserung der Teilhabe der 
Zugewanderten in Leipzig. Die daraus entstehenden Themen 
wurden in das neue Gesamtkonzept aufgenommen; das fort-
geschriebene Konzept wurde im Januar 2020 vom Stadtrat 
beschlossen (Stadt Leipzig, Ilkay Alves, stellvertretende Lei-
terin des Referats Migration und Integration, Schreiben vom 
15. Oktober 2021).

Mit den Leitlinien zur Integration (2011), dem Gesamtkon-
zept zur Integration der Migrantinnen und Migranten in 
Leipzig (2012), dem Umsetzungsbericht (2014), dem Indika-
torenbericht (2017) und der Fortschreibung des Gesamtkon-
zepts (2020) verfügt die Stadt Leipzig mittlerweile über einen 
reichhaltigen Instrumentenkasten zur kommunalen Integra-
tionspolitik. Bemerkenswert ist zudem der partizipative Pro-
zess bei der Entwicklung und Fortschreibung des Gesamtkon-
zepts; an den Workshops zu den acht Handlungsfeldern des 
Integrationskonzepts beteiligten sich in den Jahren 2017 und 
2018 über hundert Akteur:innen aus Kommunalverwaltung 
und Zivilgesellschaft. Ergänzt wird die kommunale Bericht-
erstattung zudem durch Ergebnisberichte zu den Migranten-
befragungen (2016 und 2020a). 

gleichberechtigten Teilhabe aller am wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen, politischen, sozialen und kulturellen Leben“ 
führt (ebd.). 

4.1.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik

Die Stadt Leipzig verfügt über eine gewachsene Struktur 
der kommunalen Integrationspolitik, zu der das Referat für 
Migration und Integration (seit 1990), der Migrantenbei-
rat (seit Februar 2009) und das Willkommenszentrum Leip-
zig (seit April 2018) gehören. Zu den Dienstleistungen des 
im Dezernat Soziales, Gesundheit und Vielfalt angesiedelten 
Referats für Migration und Integration gehören u. a. die För-
derung der Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund und des interkulturellen Zusammenlebens sowie die 
Etablierung von interkultureller Orientierung und Öffnung als 
städtischer Querschnittsaufgabe. Das Referat fungiert zudem 
als Schnittstelle zwischen Verwaltung und Akteur:innen der 
Integrationsarbeit und unterstützt Selbstorganisationen von 
Menschen mit Migrationshintergrund.

Die Institutionalisierung der kommunalen Integrationspo-
litik hat in Leipzig zwar früh eingesetzt, da bereits im Mai 
1990 auf Beschluss des Runden Tisches ein Ausländerbeauf-
tragter in der Stadtverwaltung eingesetzt und als eigenstän-
dige Verwaltungseinheit ausgebaut wurde, aber bis zur Ver-
abschiedung eines Integrationskonzepts und der Etablierung 
eines Migrantenbeirats war der Weg deutlich länger als in 
vergleichbaren ostdeutschen Städten. Zum einen mangelte 
es hierfür an politischen Mehrheiten, zum anderen wurde 
das Fehlen eines übergreifenden und bindenden Konzepts 
noch Mitte der 2000er Jahre nicht als Hemmnis für die Inte-
grationsarbeit gesehen. Argumentiert wurde, dass die Inte
grationsarbeit auch ohne ein Gesamtkonzept erfolgreich sei, 
zumal die Umsetzung hauptsächlich bei der Zivilgesellschaft 
und weniger bei der Stadt liege. Die kommunale Integrations-
arbeit fokussierte sich stattdessen stark auf die Förderung, 
Koordination und Vernetzung von Vereinen, freien Trägern 
und engagierten Einrichtungen, um ein breites Angebot für 
Migrant:innen zu ermöglichen und zu gewährleisten (vgl. 
Philipps und Rink 2009: 408). 

Erst mit den Leitlinien zur Integration der Migrantinnen 
und Migranten in Leipzig (2011) wurde Integration „als eine 
gesamtgesellschaftliche Dauer- und Querschnittsaufgabe 
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mensentwicklung, Gesundheitszustand, Sprachkompeten-
zen, soziale Kontakte) eine positive Entwicklung anzeigen 
und die Lebenszufriedenheit der Migrant:innen ausgespro-
chen hoch ist. Sie ist zudem höher als bei der deutschen Ver-
gleichsbevölkerung, zu der auch deutsche Staatsbürger:innen 
mit Migrationshintergrund gehören. Allerdings berichtet 
immer noch ein erheblicher Teil der Befragten über Ver-
ständigungsschwierigkeiten bei Ämtern und Behörden sowie 
über Benachteiligungs- oder Diskriminierungserfahrungen 
in einer Reihe von Lebensbereichen, insbesondere bei der 
Arbeits- und der Wohnungssuche (ebd.). 

Mit der Institutionalisierung, konzeptionellen Ausrich-
tung und einer engagierten Zivilgesellschaft ist es Leip-
zig gelungen, Integrationspolitik als zentrale Querschnitts- 
und Zukunftsaufgabe in der Stadt zu verankern. Angestrebt 
wird, die Politik zur Förderung einer gleichberechtigten Teil-
habe von Migrant:innen künftig in eine umfassende Diver-
sity-Strategie einzubetten. Diese solle darauf abzielen, „gute 
Lösungen für einen konfliktfreien und produktiven Umgang 
mit Vielfalt zu entwickeln, der die freie persönliche Entwick-
lung eines Jeden fördert und gleichzeitig den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt bewahrt“ (Stadt Leipzig 2020: 11). 

4.1.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Die Kommunen stoßen gegenwärtig nach Einschätzung des 
Referats Migration und Integration der Stadt Leipzig, bei der 
angemessenen Versorgung und Unterbringung von Schutz-
suchenden aus der Ukraine – „trotz der großen Unterstüt-
zung durch die Zivilgesellschaft und der breiten Akzeptanz der 
Ankommenden“ – an ihre Grenzen (Stadt Leipzig, Ilkay Alves, 
Schreiben vom 3. Oktober 2022). Die anhaltende Zunahme der 
Fluchtmigration und die Verteilung der Ankommenden auf 
die Kommunen würden die Versorgungssituation weiter ver-
schärfen und die Konkurrenz der unterschiedlichen Flücht-
lingsgruppen, zum Beispiel bei der Unterbringung, Woh-
nungs- und Arbeitssuche, befördern. Die Kommunen hätten 
Engpässe bei der Betreuungssituation für Kinder im Kita-
Alter und der Bereitstellung von Schulplätzen, was auch mit 
dem allgemeinen Fachkräftemangel zusammenhänge. Auf-
grund der hohen Zuwanderung könnten die Kommunen keine 
ausreichenden Beratungsstrukturen in diesem Bereich anbie-
ten (ebd.).

4.1.3	� Entwicklungsaufgaben und Handlungs­
schwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Das fortgeschriebene Gesamtkonzept zur Integration ist als 
ressortübergreifender Handlungsleitfaden der Stadt Leip-
zig angelegt, der über Leitziele und Indikatoren, aktuelle 
Entwicklungen und Herausforderungen, wünschenswerte 
Lösungsansätze und konkrete Maßnahmen in den Hand-
lungsfeldern der Integration informiert (vgl. Stadt Leipzig 
2020: 5). 

Zu den dort definierten Handlungsfeldern der Integration von 
Migrant:innen in Leipzig gehören die Themen: 	  

(1) Bildung und Erziehung; 

(2) Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung;

(3) �Gesundheitsversorgung und Gesundheitsförderung; 

(4) sozialräumliche Integration; 

(5) interkultureller und interreligiöser Dialog;

(6) interkulturelle Orientierung und Öffnung;

(7) politische Teilhabe;

(8) �Bekämpfung von Diskriminierung und Rassismus.

 
Hervorheben lassen sich aus der Vielzahl von Angeboten 
und Projekten beispielsweise die Verankerung einer qualifi-
zierten Sprach- und Kulturmittlung für kommunale Ange-
bote, die niedrigschwelligen Deutschkurse für Migrant:innen, 
die das Angebot des Bundes ergänzen, die Initiierung und 
Koordinierung von Integrationsnetzwerken, die Finan-
zierung von Projekten, die der Integration der in Leipzig 
lebenden Migrant:innen, insbesondere ihrer gesellschaftli-
chen, politischen und kulturellen Teilhabe dienen, sowie die 
Unterstützung von Projekten im Rahmen der kommunalen 
Gesamtstrategie „Leipzig. Ort der Vielfalt“ der Partnerschaft 
für Demokratie. 

Als anregend für deutsche Kommunen kann zudem die Leip-
ziger Migrantenbefragung bewertet werden, die im Jahr 2020 
bereits zum zweiten Mal durchgeführt wurde (vgl. Stadt 
Leipzig 2021). Bemerkenswert ist, dass viele Indikatoren 
in zentralen Integrationsbereichen (Bildungszeit, Einkom-
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Kurz und bündig: Integration in der Stadt Leipzig

•	� Die Integrationspolitik wurde in Leipzig bereits 1990 

durch einen Ausländerbeauftragten und das Referat für 

Migration und Integration institutionalisiert, jedoch erst 

2012 in einem Gesamtkonzept definiert, das 2020 in 

einem partizipativen Prozess fortgeschrieben wurde.  

Zukünftig soll dies in eine übergreifende Diversity- 

Strategie eingebettet werden.

•	� Neben zahlreichen anderen Angeboten und Projekten  

umfasst das neue Gesamtkonzept eine qualifizierte 

Sprach- und Kulturmittlung für kommunale Angebote,  

eigene niedrigschwellige Deutschkurse, die Initiierung 

und Koordinierung von Integrationsnetzwerken sowie  

Finanzierungsmöglichkeiten für Projekte, die der gesell-

schaftlichen, politischen und kulturellen Teilhabe von 

Menschen mit Migrationshintergrund dienen.

•	� Die Stadt führte 2016 und 2020 die Leipziger Migranten-

befragung durch, um einen besseren Eindruck des Status 

quo sowie der Bedarfe im Bereich der Integration zu er-

langen.

•	� Durch die Zuwanderung von Schutzsuchenden aus der 

Ukraine stößt Leipzig aktuell an seine organisatorischen 

und finanziellen Grenzen. 

•	� Fachkräftegewinnung und -sicherung sind aus Leipziger 

Sicht zentrale Zukunftsaufgaben für Bund, Länder und 

Kommunen.

Vom Bund erhofft man sich in der Stadt Leipzig die Schaffung 
gesetzlicher Rahmenbedingungen vor allem im Aufenthalts-
recht, „die tatsächliche Erleichterung für die Betroffenen bei 
der Beantragung von Aufenthaltstiteln nach sich ziehen. Dies 
gilt auch für Berufsanerkennungsverfahren und Berufsquali-
fizierung“ (Stadt Leipzig, Ilkay Alves, Schreiben vom 3. Okto-
ber 2022). Der Bund und die Länder müssten die Kommunen 
zudem stärker finanziell bei der Versorgung von Geflüchte-
ten unterstützen.

Als Herausforderung für Bund, Länder und Kommunen wird 
das Thema Fachkräftegewinnung und Fachkräftesicherung 
bewertet. Hier komme es darauf an, eine gemeinsame Strate-
gie zu entwickeln, die alle relevanten Akteur:innen einbezieht:

„Um die Bedarfe der Wirtschaft für den Arbeitsmarkt zu erfas-
sen und gemeinsame Strategien zu entwickeln, müssen kurz- 
und langfristig alle Akteure auf Bundes- und Landesebene, 
der Wirtschaft (KMU), die Kammern, die kreisfreien Städte 
und Landkreise sowie weitere Stakeholder zusammenarbei-
ten. Nur dadurch gelingt es, internationale Fachkräfte und ihre 
Familien langfristig zu rekrutieren, binden und beim Teilha-
beprozess nachhaltig zu begleiten“ (Stadt Leipzig, Ilkay Alves,  
Schreiben vom 3. Oktober 2022).
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Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock hat bereits im 
Jahr 2014 ein Integrationskonzept erstellt, das an die Leit-
linien zur Stadtentwicklung aus dem Jahr 2012 anknüpft. Es 
soll Handlungsbedarfe für die Integrationspolitik aufzeigen 
und mit der Vorgabe von Zielen, Maßnahmen und Indikato-
ren die „Grundlage für ein strategisches Integrationsmanage-
ment“ legen (vgl. Hansestadt Rostock 2014: 6; 2012: 29–30). 
Die Rostocker Integrationspolitik zielt darauf ab, die gleich-
berechtigte Teilhabe von Zugewanderten am gesellschaftli-
chen Leben der Stadt zu verbessern. Die Verwirklichung von 
Chancengleichheit im Bildungssystem, auf dem Arbeitsmarkt 
und in der Wirtschaft sowie die Stärkung der Selbsthilfepo-
tenziale von migrantischen Vereinen und Organisationen 
werden in diesem Zusammenhang besonders hervorgeho-
ben. Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock wendet sich 
zudem „gegen jede Form von Rassismus, Diskriminierung 
und Gewalt“ und schreibt interkulturellen Projekten und Ini-
tiativen, „die sich der Prävention gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus widmen“, eine hohe Priorität zu (Hanse-
stadt Rostock 2012: 30).

Infolge der hohen Zuwanderung von Asylsuchenden und 
Geflüchteten, vor allem in den Jahren 2015 und 2016, wurde 
in Rostock ein zweites Integrationskonzept erarbeitet, das im 
November 2020 von der Rostocker Bürgerschaft beschlos-
sen wurde. Die Erarbeitung des Integrationskonzepts erfolgte 
mehrgleisig: Die Ergebnisse einer verwaltungsinternen 
Arbeitsgruppe zur Fortschreibung des Integrationskonzepts 
wurden im Rahmen einer Integrationskonferenz mit denen 
der Arbeitsgruppen des Kommunalen Netzwerks für Inte
gration und Migration zusammengeführt. Das neue Konzept 
stellt einen „allgemeinen Orientierungsrahmen“ für Politik, 
Verwaltung und Zielgesellschaft dar. In den verschiedenen 
Handlungsfeldern – von „Bildung/Ausbildung“ bis „Gesell-
schaftliche Teilhabe“ – werden Ziele und Maßnahmen aufge-
zeigt, aber auch Verantwortliche in Verwaltung und Zivilge-
sellschaft benannt, um die Erreichung von Zielen in Zukunft 
besser überprüfen zu können. Zudem wurden von der Integra-
tionskonferenz die Handlungsfelder „Interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung“ und „Leben und Wohnen im Stadtteil“ prio-
risiert (vgl. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 2021: 5–6).

In die Überarbeitung des Integrationskonzepts sind Erkennt-
nisse des Projekts „Städte leben Vielfalt – Fallstudien zum 
Zusammenhalt vor Ort“ eingeflossen, das das DESI – Insti-
tut für Demokratische Entwicklung und Soziale Integration 

4.2	� Hanse- und Universitätsstadt Rostock

Strukturdaten

Bevölkerung (2021) 209.273

ausländische Personen (2021) 15.106 

Anteil an der Bevölkerung (2021) 7,2%

Bevölkerung mit Migrationshintergrund (2021) 24.049

Anteil an der Bevölkerung (2021) 11,5 %

Kinder mit Migrationshintergrund in 
Kindertageseinrichtungen (2020)

22,0 %

Konzepte

Hansestadt Rostock (2014). Integrationskonzept der Hansestadt 
Rostock „Zukunft in Vielfalt“. Rostock. [LINK]

Hanse- und Universitätsstadt Rostock (2020).  2. Integrationskon
zept der Hanse- und Universitätsstadt Rostock. Rostock. [LINK]

Webseiten

Büro für Integration [LINK]

 
4.2.1	 Rahmenbedingungen 

Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock ist mit ihren rund 
210.000 Einwohner:innen die größte Stadt in Mecklenburg-
Vorpommern. Als Industriestandort, Dienstleistungszentrum 
und Verkehrsknoten ist sie einer der wirtschaftlichen Moto-
ren des Bundeslandes und zudem seit einigen Jahren schul-
denfrei. Die coronabedingten Rückgänge im Tourismus und 
die Insolvenz der MV Werften stellen Stadt und Land aller-
dings vor besondere Herausforderungen, da sie Tausende von 
Arbeitsplätzen und die wirtschaftliche Existenz vieler Fami-
lien gefährden. Als Universitäts- und Wissenschaftsstandort 
zieht Rostock Studierende und Wissenschaftler:innen aus dem 
In- und Ausland an. Die Stadt ist außerdem auch für Menschen 
attraktiv, die in Ostseenähe ihren Lebensabend verbringen 
möchten. In Mecklenburg-Vorpommern ist Rostock die Kom-
mune mit den höchsten Anteilen migrantischer Bevölkerung: 
Der Anteil der ausländischen Bevölkerung betrug 72 Prozent 
(2021) und der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund 
11,5 Prozent (2021) (Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
2020). Diese Anteile haben sich im letzten Jahrzehnt etwa ver-
doppelt, auch wenn sie im Vergleich mit anderen Großstädten 
eher niedrig sind. 
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(Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Stephanie Nelles, Inte-
grationsbeauftrage, Schreiben vom 18. Oktober 2021).

Strategische Planung könne nur wirksam werden, wenn sie zu 
den Menschen kommt, die die Ideen in die Praxis umsetzen. 
Dafür brauche es „eine aufgeschlossene (weltoffene) Stadt-
gesellschaft und gut funktionierende kommunale Netzwerke“ 
(Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Stephanie Nelles, 
Schreiben vom 18. Oktober 2021). 

4.2.3	� Entwicklungsaufgaben und Handlungs­
schwerpunkte der kommunalen 
Integrationspolitik

Das Konzept der Weltoffenheit werde in Rostock von vieler-
lei Akteur:innen aus Stadtverwaltung, Politik und Zivilgesell-
schaft sowie Wirtschaft, Soziales und Bildung mitgetragen. Im 
Jahr 2009 habe die Stadt Rostock die Charta der Vielfalt unter-
zeichnet. Seit 2014 gebe es kommunale Integrationskonzepte 
und seit 2019 sei die Stadt Mitglied im kommunalen Bünd-
nis „Städte Sicherer Häfen“. Rostock beteilige sich zudem 
an dem von der Bertelsmann Stiftung und PHINEO getrage-
nen Modellprojekt WELTOFFENE KOMMUNE (Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock, Stephanie Nelles, Schreiben vom  
18. Oktober 2021). 

Die zentralen Herausforderungen der Integrations- und Viel-
faltspolitik werden in den Themenschwerpunkten „Inter-
kulturelle Orientierung – Diversität gestalten“ sowie „Leben 
und Wohnen im Stadtteil“ gesehen. Beide Handlungsfelder 
sind als Schwerpunktthemen im aktuellen Integrationskon-
zept der Stadt besonders hervorgehoben und durch zahlrei-
che Maßnahmen unterlegt (vgl. Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock 2020: 15–34). Im Dialogprozess des Modellpro-
jekts WELTOFFENE KOMMUNE wurde in diesem Zusammen-
hang aufgezeigt, dass das Konzept der Weltoffenheit, auf das 
sich Rostock beruft, noch viel stärker mit Leben gefüllt wer-
den muss. Von zentraler Bedeutung seien hierfür die Hand-
lungsfelder „Interkulturelle Öffnung und Antirassismus“, 
„Zusammenhalt und Begegnung“ sowie „Kommunikation 
und Konfliktmanagement“. Zudem würden die ausgeprägten 
Segregationstendenzen in der Stadt Rostock eine besondere 
Herausforderung darstellen, da sie mit starken Tendenzen der 
sozialen Spaltung einhergehen (Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock, Stephanie Nelles, Schreiben vom 18. Oktober 2021). 

in Kooperation mit dem IfS Institut für Stadtforschung und 
Strukturpolitik von 2017 bis 2019 im Auftrag der Bertelsmann 
Stiftung durchgeführt hat: Zu den Ergebnissen gehörte, dass 
die Hanse- und Universitätsstadt Rostock im Städtevergleich 
hohe Werte für sozialen Zusammenhalt sowie die Akzeptanz 
von Vielfalt und Einwanderung erreicht, diese jedoch stark 
nach Stadteilen variieren (vgl. Gesemann, Schwarze und Sei-
del 2019). Diese Schlüsse spiegeln sich in einer Studie des 
Wissenschaftszentrums Berlin wider, die aufzeigt, dass die 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock stark von Segrega-
tionstendenzen betroffen ist (vgl. Helbig und Jähnen 2018: 
29–31). 

4.2.2	� Erfolge und Herausforderungen der 
kommunalen Integrationspolitik

In den letzten 15 bis 20 Jahren habe sich beim Thema Inte
gration aus Sicht der Integrationsbeauftragten Stephanie 
Nelles zwar sehr viel in Deutschland getan, aber insbeson-
dere in ostdeutschen Städten und Ländern würden die Poten-
ziale von Zugewanderten noch zu wenig zur Geltung kommen 
(vgl. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 2021: 3). Zu den 
Gründen gehören nach ihrer Einschätzung ein verbreiteter 
und wenig reflektierter Alltagsrassismus, die geringe Sicht-
barkeit und mangelnde gesellschaftliche Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund, daraus resultierende Vor-
urteile, Missverständnisse und Konflikte sowie die mangelnde 
interkulturelle Öffnung von Institutionen. Die zahlreichen 
Baustellen beim Prozess der Integration könnten nur zusam-
men mit der Stadtgesellschaft bearbeitet werden. Das erfor-
dere aber, dass die in der öffentlichen Wahrnehmung vor-
herrschende Abgrenzung zwischen Menschen mit und ohne 
Zuwanderungsgeschichte überwunden wird: 

„Die Voraussetzung für eine gelingende Integration ist […], 
dass die gesamte Stadtgesellschaft in diesen Prozess einge-
bunden wird. Aus Erfahrungen der letzten Jahre greifen Maß-
nahmen, die sich an eine möglichst breite Bevölkerungsgruppe 
richten, hier besonders gut und tragen damit zum Gemeinwohl 
einer Stadtgesellschaft bei. Dazu gehört auch eine strategische 
Steuerung der Integrationsaktivitäten in der Stadt. Grund-
voraussetzung dafür ist ein strategisches Konzept (2014 und 
2020), das von der Integrationsbeauftragten erarbeitet und 
vom politischen Raum legitimiert wurde. Beide Konzepte wur-
den in einem breit angelegten partizipativen Prozess erarbei-
tet, was zu einer hohen Identifikation und Akzeptanz beiträgt“ 
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was angesichts der schwierigen Haushaltslage vieler Kommu-
nen nicht leistbar sei: 

„Integration findet zwar vor Ort – in den Kommunen – 
statt. Das heißt aber nicht, dass der Bund und die Länder 
nach einer gewissen Förderzeit von ihrer Verantwortung für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland befreit 
sind“ (Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Stephanie Nelles,  
Schreiben von 18. Oktober 2021).

 
Kurz und bündig: Integration in der Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock

•	� Nach dem ersten Integrationskonzept von 2014, das die 

gleichberechtigte Teilhabe von Zugewanderten am ge-

sellschaftlichen Leben, am Bildungssystem und Arbeits-

markt in den Fokus gestellt hat, wurde 2020 unter Be-

teiligung zivilgesellschaftlicher Akteur:innen ein neues, 

zweites Integrationskonzept erarbeitet. 

•	� Das aktuelle Integrationskonzept definiert neben ver-

schiedenen Handlungsfeldern zur besseren Ergebnis-

nachverfolgung auch Verantwortliche in Zivilgesellschaft 

und Verwaltung. Zentrale Herausforderungen bilden die 

Themenschwerpunkte interkulturelle Öffnung sowie 

„Leben und Wohnen im Stadtteil“.

•	� Für einen gelungenen Integrationsprozess muss die ge-

samte Rostocker Stadtgesellschaft eingebunden werden, 

damit die Teilhabe aller realisiert, Vorurteile abgebaut 

und Segregationstendenzen entgegengewirkt werden 

können. Letzteres soll auch durch stadtplanerische und 

sozialpolitische Strategien erreicht werden.

•	� Rostock beteiligt sich an zahlreichen Initiativen, die Welt-

offenheit ins Zentrum stellen, wie das Modellprojekt 

WELTOFFENE KOMMUNE. Dieses Konzept soll künftig 

noch stärker mit Maßnahmen unterlegt und im Alltag  

gelebt werden.

•	� Unterstützungsbedarfe bestehen bei finanziellen Res-

sourcen, die langfristiger und strukturierter ausgestaltet 

werden sollten.

Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock möchte der sozi-
alen Spaltung durch ein Bündel von strategischen Zielen 
und Lösungsansätzen entgegenwirken, um eine gute „sozi-
ale Durchmischung“ zu erreichen, das folgende Elemente 
umfasst (Hanse- und Universitätsstadt Rostock, Stephanie 
Nelles, Schreiben vom 18. Oktober 2021): 

•	� bezahlbaren Wohnraum in ausreichender Größe für junge 
Familien schaffen, um die Abwanderung in den Landkreis 
zu stoppen oder zumindest abzuschwächen;

•	� Betreuungsangebote (Kita, Schule, Freizeit) für Kinder 
und Jugendliche insbesondere in stark segregierten Stadt-
teilen ausbauen, damit junge Familien neu hinzuziehen 
bzw. nicht weiter aus diesen Stadtteilen abwandern;

•	� sozialen Wohnungsbau in Stadtteilen vorantreiben, in 
denen bisher eher Besserverdienende leben; 

•	� Begegnungsmöglichkeiten im Stadtteil schaffen, um den 
friedlichen Zusammenhalt – insbesondere in den segre-
gierten Stadtteilen – zu fördern und eine Gettoisierung zu 
verhindern; 

•	� Betreuungs- und Begegnungsmöglichkeiten für ältere 
Menschen im Stadtteil schaffen, um einer Vereinsamung 
älterer, insbesondere neu zugezogener Bürger:innen ent-
gegenzuwirken. 

4.2.4	� Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Die Integrationsbeauftragte der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock, Stephanie Nelles, hebt in ihrer Rückmeldung 
zur Befragung hervor, dass die Kommunen von Bund und 
Ländern vor allem „finanzielle Planungssicherheit“ benöti-
gen. Für eine „verlässliche und nachhaltige Integrationspo-
litik“ wäre zudem „ein abgestimmtes Förderverfahren der 
unterschiedlichen Projektträger“ in enger Kooperation mit 
den Verantwortlichen in der Kommunalverwaltung, insbe-
sondere der Integrationsbeauftragten, wünschenswert. Zum 
anderen wäre es für alle Beteiligten sinnvoll, wenn Projekte 
eine Verstetigungsperspektive hätten. Die Finanzierungsan-
schübe von Bund und Ländern würden häufig voraussetzen, 
dass die Kosten nach Beendigung der Projektförderung aus 
den jeweiligen Haushalten der Kommunen finanziert werden, 

44



Erfolgsfaktoren kommunaler Integrationspolitik: Fazit und Ausblick  |  Analysen und Konzepte  5 | 2022

Erfolge und Entwicklungsaufgaben der 
kommunalen Integrationspolitik

In der Zusammenschau der Erfahrungen der vier Preisträger 
des Wettbewerbs (Landeshauptstadt Stuttgart, Klingenstadt 
Solingen, Landkreis Hersfeld-Rotenburg, Gemeinde Belm) 
und der zwei ostdeutschen Großstädte (Stadt Leipzig, Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock) lässt sich festhalten, dass 
Kommunen, die ihre Integrationspolitik strategisch aus-
gerichtet, Migration und Integration als Querschnittsauf-
gabe angelegt, lokale (und überörtliche) Akteur:innen ver-
netzt sowie freiwillig Engagierte in die Gestaltung der lokalen 
Integrationspolitik eingebunden haben, Herausforderun-
gen wie die enorme Zuwanderung von Geflüchteten der Jahre 
2015 und 2016, die Coronapandemie seit März 2020 und die 
migrationsbedingten Folgen des Krieges in der Ukraine seit 
Ende Februar 2022 offenbar besser bewältigt haben als Städte, 
Landkreise und Gemeinden, die über dieses Grundverständnis 
und diese Strukturbedingungen nicht verfügten. Die konkrete 
Ausgestaltung der kommunalen Integrationspolitik hängt 
zwar von den lokalen Akteurskonstellationen, Entwicklungs-
pfaden und Rahmenbedingungen ab, aber die Bedeutung einer 
strategischen Herangehensweise wird von allen Kommunen 
hervorgehoben. 

Die stetige Weiterentwicklung kommunaler Integrations- 
und Vielfaltspolitik wird zugleich als Chance und Herausfor-
derung gesehen. Es geht um Ziele wie eine aufgeschlossene, 
weltoffene Gesellschaft, die gleichberechtigte Teilhabe aller 
Bevölkerungsgruppen, ein gemeinsames Verständnis demo-
kratischer Grundwerte und einen zivilen Umgang mit unter-
schiedlichen Interessen. Fragen der Demokratiebildung, der 
Förderung der Dialogkultur und der Stärkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts rücken damit stärker in den 
Vordergrund. Thematisiert wird in diesem Zusammenhang 
auch die Bedeutung von Brückenpersonen wie Lots:innen 
und Pat:innen, von Empowerment und Selbstorganisatio-
nen sowie von Lernorten zum produktiven Umgang mit Viel-
falt (z. B. das Haus der Kulturen in Stuttgart). Zugleich wird 
die Notwendigkeit gesehen, Antidiskriminierung und inter-
kulturelle Öffnung voranzutreiben und Gefährdungen von 
Demokratie und gesellschaftlichem Zusammenhalt durch 
Handlungskonzepte für Demokratie und Vielfalt – gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus – entgegenzuwirken. In 
allen Kommunen geht es nicht zuletzt auch um die Zukunfts-
fähigkeit des Gemeinwesens und die Sicherung des Wirt-

5.	� Erfolgsfaktoren kommunaler 
Integrationspolitik: Fazit und 
Ausblick 

In einer Gesellschaft, die, wie die deutsche, wesentlich durch 
Erfahrungen und Folgen von Migration geprägt ist und die 
sich aufgrund des demografisch bedingten Arbeitskräfte-
bedarfes sowie weltweiter krisenhafter Entwicklungen auf 
weitere Zuwanderungen aus dem Ausland einstellen muss, 
kommt Städten, Landkreisen und Gemeinden eine zentrale 
Rolle bei der Begleitung, Moderation und Steuerung von Auf-
nahme, Integration und Teilhabe von Neuzugezogenen zu. 
Kommunen können neben Leitbildern der Integration auch 
den lokalen Bedingungen angepasste Konzepte und Struktu-
ren der Integrationspolitik (weiter)entwickeln, Migration und 
Integration als Chance und Potenzial begreifen sowie Viel-
falt und Zusammenhalt aktiv gestalten. Die Förderung von 
Integration und Teilhabe von Migrant:innen ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, die eine enge Kooperation zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen, eine fachübergreifende 
Zusammenarbeit in der Kommunalverwaltung und eine Ein-
beziehung der engagierten Zivilgesellschaft sowie weiterer 
relevanter gesellschaftlicher Akteur:innen erfordert. 

Der Wettbewerb „Erfolgreiche Integration ist kein Zufall. 
Strategien kommunaler Integrationspolitik“, den Bertels-
mann Stiftung und Bundesministerium des Innern 2004 
und 2005 durchgeführt haben, hat mit der Herausbildung 
eines weithin anerkannten Kanons von Erfolgsfaktoren einen 
Bewertungs- und Orientierungsrahmen für kommunale Inte-
grationspolitik etabliert, an dem sich eine bedeutende Zahl 
von Städten, Landkreisen und Gemeinden bis heute orien-
tiert. Die Verankerung von Integration als kommunale Füh-
rungs- und Querschnittsaufgabe, die Initiierung, Modera-
tion und Unterstützung lokaler Netzwerke, die Förderung von 
Engagement und Beteiligung sowie Integrationsmonitoring 
und Öffentlichkeitarbeit haben sich als grundlegende Prin-
zipien einer aktiven und nachhaltigen kommunalen Integra-
tionspolitik bewährt. Eine Erfolg versprechende kommunale 
Integrationspolitik sollte strategisch, konsultativ und vernet-
zend, diversitätssensibel, beteiligungsorientiert und engage-
mentfördernd, bedarfs-, zielgruppen- und sozialraumbezo-
gen sowie wirkungsorientiert ausgerichtet sein. 
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Unterstützungsbedarfe der kommunalen 
Integrationspolitik

Die Unterstützungsbedarfe kommunaler Integrationspolitik 
unterscheiden sich nach Bevölkerungsgröße, wirtschaftli-
cher Lage sowie konkreten Bedarfen und Herausforderungen 
von Städten, Landkreisen und Gemeinden. Die ausgewähl-
ten Kommunen unterstreichen aber unabhängig von ihrer 
Größe die zentrale Bedeutung umfangreicher und längerfris-
tiger Investitionen von Bund und Ländern sowie gesetzlicher 
Regelungen im föderalen Staat, die die (finanziellen) Hand-
lungsmöglichkeiten der Kommunen erweitern. Angesichts 
der aktuellen und künftig zu erwartenden Herausforderun-
gen erscheint es wichtig, dass die kommunalen Akteur:innen, 
die über ein vertieftes Wissen der Praxis vor Ort verfügen 
und durch ihre Nähe zu den Menschen auch effizienter han-
deln können, über ausreichende Ressourcen verfügen, um die 
Finanzierung der entsprechenden Aufgaben sicherzustellen. 
Das gilt in besonderem Maße für viele Großstädte, die sich seit 
Jahren in der Haushaltssicherung befinden und keine finan-
ziellen Spielräume haben, aber auch für kleine kreisabhän-
gige Gemeinden mit erschwerten Zugängen zu Förderpro-
grammen.

Städte, Landkreise und Gemeinden sollten ferner, wie bei-
spielsweise von der Landeshauptstadt Stuttgart gefordert, 
frühzeitiger und systematischer in die Planung und Gestal-
tung von Bundes- und Landesprogrammen einbezogen wer-
den. Eine bessere Abstimmung zwischen Bund und Ländern, 
von verschiedenen Ministerien auf Landesebene sowie eine 
stärkere Bündelung von Fördermöglichkeiten würde Kom-
munen die Beantragung und Nutzung von Projektmitteln 
erleichtern. Wünschenswert wäre darüber hinaus eine Erwei-
terung von Beteiligungsstrukturen im föderalen Staat, um die 
kommunale Expertise bei integrationspolitischen Themen 
auf der Bundesebene besser und nachhaltiger einbringen zu 
können. Der Bund bezieht Kommunen nur in Ausnahmefäl-
len, wie beispielsweise beim Nationalen Aktionsplan Inte
gration, als Impulsgeber in Arbeits- und Diskussionsprozesse 
ein. Angeregt wird zum Beispiel die Bildung von Gremien mit 
Expert:innen aus Städten und Kreisen, die zu bestimmten 
Themen Stellungnahmen und Handlungsempfehlungen für 
Bund und Länder erarbeiten können. 

Eine weitere Möglichkeit der Aufwertung kommunaler Inte-
grationspolitik bestünde in der Verankerung von Integra-

schaftsstandortes – angesichts von demografischem Wandel 
und der zunehmenden Konkurrenz um Arbeitskräfte.

Praxis und Handlungsspielräume der kommunalen Integra-
tionspolitik in den näher betrachteten Kommunen sind stark 
durch die integrationspolitischen Rahmenbedingungen, die 
auf der Länderebene gesetzt werden, geprägt. Das zeigt sich 
insbesondere in der Klingenstadt Solingen (Nordrhein-West-
falen), aber auch im Landkreis Hersfeld-Rotenburg (Hessen). 
Die Landesförderung der kommunalen Integrationsarbeit 
und -politik geht in diesen Fällen weit über die Finanzierung 
von Programmen und Projekten hinaus, indem sie strategi-
sche Orientierung, Koordination und Vernetzung, die Ent-
wicklung kommunaler Integrations- und Vielfaltskonzepte 
sowie Instrumente des kommunalen Integrationsmanage-
ments anregt und fördert. 

In Nordrhein-Westfalen gab es bereits eine Reihe von Meilen-
steinen auf dem Weg zu einer Förderung strategischer Koor-
dination von auf Integration und Vielfalt bezogenen Akti-
vitäten und Angeboten in Kommunen. Hierzu zählen das 
Förderprogramm KOMM-IN NRW (2005 bis 2011), das Teil-
habe- und Integrationsgesetz (2012) mit der Förderung von 
Kommunalen Integrationszentren in Kreisen und kreisfreien 
Städten, die über ein Integrationskonzept verfügen, sowie das 
novellierte Teilhabe- und Integrationsgesetz (2021) mit der 
Förderung des Kommunalen Integrationsmanagements zur 
Unterstützung einer integrierten und rechtskreisübergreifen-
den Steuerung lokaler Integrationsprozesse. In Städten wie 
Solingen wurde dadurch die strategische Steuerung der kom-
munalen Integrationsarbeit und -politik verankert und kon-
tinuierlich gestärkt. 

Mit dem Landesprogramm WIR fördert die hessische Landes-
regierung seit 2014 Maßnahmen zur Verbesserung der Inte
grations- und Teilhabechancen. Dazu gehören u. a. WIR-Koor-
dinationskräfte zur Initiierung und Weiterentwicklung von 
interkulturellen Öffnungsprozessen in der kommunalen Ver-
waltung sowie WIR-Fallmanager:innen für Geflüchtete. Diese 
Strukturen werden seit 2021 zu Vielfaltszentren in allen hessi-
schen Landkreisen, kreisfreien Städten und Sonderstatusstädten 
weiterentwickelt. Ziel ist die Entwicklung einer Willkommens- 
und Anerkennungskultur für Migrant:innen, die Weiterentwick-
lung der vielfaltsorientierten Öffnung kommunaler Regelan-
gebote sowie die Förderung von Kooperation und Vernetzung 
zwischen Kommunen und zivilgesellschaftlichen Akteur:innen. 
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Kurz und bündig: fünf Erfolgsfaktoren für 
kommunale Integrations- und Vielfaltspolitik

1.	� Die erfolgsorientierte Ausrichtung einer kommunalen  

Integrations- und Vielfaltspolitik sollte nach Möglichkeit 

folgende Attribute aufweisen:

	 •	� strategisch,

	 •	� konsultativ und vernetzend,

	 •	� diversitätssensibel,

	 •	� beteiligungsorientiert und engagementfördernd,

	 •	� bedarfs-, zielgruppen- und sozialraumbezogen sowie

	 •	� wirkungsorientiert. 

2.	� Kommunale Integrations- und Vielfaltspolitik sollte einen 

hohen Stellenwert genießen, da sie neben der Verbesse-

rung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und des de-

mokratischen Gemeinwesens im unmittelbaren Lebens-

umfeld der Menschen auch zur Sicherung der Kommunen 

als zukunftsfähige Wirtschaftsstandorte beiträgt. Sie 

birgt somit nicht nur ein soziales und politisches, sondern 

auch ein signifikantes ökonomisches Potenzial, das durch 

eine bessere Einbindung wirtschaftlicher Akteur:innen 

auf dem Weg zu einer Weltoffenen Kommune erschlos-

sen werden kann.

3.	� Die Qualität der kommunalen Integrations- und Vielfalts-

politik kann durch die Länder verbessert werden, indem 

neben der Finanzierung von Programmen und Projekten 

auch strategische Orientierung, Koordination und Ver-

netzung, die Entwicklung kommunaler Integrations- und 

Vielfaltskonzepte sowie Instrumente des kommunalen  

Integrationsmanagements durch die Einbindung von  

Landesressourcen gefördert werden. 

4.	� Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland  

ergeben sich weitere Entwicklungspotenziale:

	 •	� eine vereinfachte Förderstruktur durch bessere  

Absprachen zwischen Bund und Ländern, zwischen 

Akteur:innen auf der gleichen Handlungsebene sowie 

durch eine stärkere Bündelung der Förderprogramme;

	 •	� eine verbesserte Einbindung kommunaler Expertise  

in die Konzeption von Förderprogrammen und in die  

Entwicklung von nationalen Leitfäden im Politikfeld 

Migration und Integration.

5.	� Eine Aufwertung der lokalen Integrations- und Vielfalts-

politik wäre durch die Verankerung von Integration,  

potenziell zudem von strategischer Integrationsplanung 

als kommunale Pflichtaufgabe möglich.

tion als kommunale Pflichtaufgabe. Pflichtaufgaben bringen 
Zielvorgaben auf gesetzlichen Grundlagen mit sich, aber im 
Bereich Integration würden sie erfahrungsgemäß nicht auf 
Kosten lokaler Handlungsspielräume und Innovationspoten-
ziale gehen. Würde Integrationsarbeit oder auch strategische 
Integrationsplanung (neben bereits bestehenden Pflichtauf-
gaben im Bereich Integration/Migration wie Einwanderungs- 
und Aufenthaltsrecht oder Unterbringung und Betreuung von 
Geflüchteten) auf den Rang einer Pflichtaufgabe gehoben, in 
der auch die Partizipation in der Integrationspolitik verankert 
wird, könnte dies zu einer weiteren Aufwertung der kommu-
nalen Integrationspolitik führen, die aktivierend und harmo-
nisierend in der Praxis wirkt und die Resilienz im Politikfeld 
stärkt.

Schließlich ist als Ausblick noch zu betonen, dass die Kommu-
nen eine besonders große Bedeutung für die künftige Gestal-
tung der Einwanderungsgesellschaft in Deutschland haben. 
Zu den kommunalen Herausforderungen in diesem Bereich 
gehören die Gewinnung von Arbeitskräften und die stärkere 
Einbindung wirtschaftlicher Akteur:innen, die humanitäre 
Ausgestaltung der Aufnahme und Integration von Geflüch-
teten und die Kooperation mit engagierten zivilgesellschaft-
lichen Initiativen, die Förderung einer gleichberechtigten 
Teilhabe aller Bürger:innen und die Stärkung des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts. Auch in Zukunft wird es zudem 
krisenhafte Situationen geben, ob durch Klimawandel, Kon-
flikte oder Pandemien ausgelöst. Wenn es den Kommunen 
gelingt, ihre demokratische, migrations- und integrations-
politische Resilienz zu stärken, dann kann auch das Zusam-
menleben vor Ort und damit das Zusammenleben im Einwan-
derungsland Deutschland gelingen. 
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Eigene Erhebungen

Schriftliche Antworten aus Kommunen
Umfrage „15 Jahre Kommunale Integrationspolitik – 	  
Erfahrungen und Perspektiven“ vom Oktober 2021.

Landeshauptstadt Stuttgart: Schreiben von Dr. Frank 
Nopper, Oberbürgermeister, vom 11. Oktober 2021.

Klingenstadt Solingen: Schreiben von Anne Wehkamp, 
(ehemalige) Leiterin Stadtdienstes Integration, vom  
20. Oktober 2021.

Landkreis Hersfeld-Rotenburg: Schreiben von Frank 
Hildebrand, Leiter, Fachdienst Migration-Asyl, vom  
11. Oktober 2021, und von Alexandra Klee-Richter,  
17. Oktober 2022. 

Gemeinde Belm: Schreiben von Viktor Hermeler, 
Bürgermeister, vom 15. Oktober 2021.

Stadt Leipzig Schreiben von Ilkay Alves, stellvertretende 
Leiterin, Referat für Migration und Integration, vom  
15. Oktober 2021 und 3. Oktober 2022.

Hanse- und Universitätsstadt Rostock: Schreiben von 
Stephanie Nelles, Integrationsbeauftragte, vom  
18. Oktober 2021.

Interviews
Landeshauptstadt Stuttgart: Interview mit Gari Pavkovic und 

Ayse Özbabacan, Leitung Abteilung Integrationspolitik 
im Referat Soziales und Integration, 11. Januar 2022.

Landkreis Hersfeld-Rotenburg: Interview mit Frank Hilde
brand, Leiter Fachdienst Migration-Asyl, 4. August 2022.

Gemeinde Belm/Landkreis Osnabrück: Interview mit 
Viktor Hermeler, Bürgermeister der Gemeinde Belm, 
und Werner Hülsmann, Integrationsbeauftragter des 
Landkreises Osnabrück, 19. Januar 2022.
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Mission

„Analysen und Konzepte“ ist eine Publikationsreihe aus dem 
Programm „LebensWerte Kommune“. Das Programm wid-
met sich den drei großen gesellschaftlichen Herausforderun-
gen auf kommunaler Ebene: dem demografischen Wandel in 
seinen Ausprägungen und Auswirkungen auf alle Politikfel-
der, der zunehmenden sozialen Spaltung, insbesondere bei 
Kindern und Jugendlichen, sowie der Haushaltskrise, die sich 
regional vertieft und kommunales Agieren behindert. „Ana-
lysen und Konzepte“ soll Ergebnisse der Stiftungsarbeit zu 
diesen Themen praxisgerecht vermitteln und den Entschei-
dungsträgern relevante Informationen zur Verfügung stellen.

Die Bertelsmann Stiftung engagiert sich in der Tradition ihres 
Gründers Reinhard Mohn für das Gemeinwohl. Sie versteht 
sich als Förderin des gesellschaftlichen Wandels und unter-
stützt das Ziel einer zukunftsfähigen Gesellschaft. Die Ber-
telsmann Stiftung tritt ein für die Stärkung kommunaler 
Selbstverwaltung, da auf kommunaler Ebene gesellschaft-
lichen Herausforderungen am wirkungsvollsten begegnet 
werden kann. Die Stiftung ist unabhängig und parteipolitisch 
neutral.
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31,2 Prozent

Jedes dritte Kind in den Kitas Deutschlands kommt 
aus einer Einwanderungsfamilie 

Etwa ein Drittel aller Kinder in Kindertageseinrichtungen 

hat einen sogenannten Migrationshintergrund, also mindes-

tens ein Elternteil, das aus dem Ausland kommt. Doch unter-

scheiden sich die Zahlen je nach Regionen und Kommunen. 

So liegt der Anteil bei Kindern mit Migrationshintergrund in 

Kitas im Erzgebirgskreis bei 5,1 % (2020) und dagegen in  

Offenbach am Main bei 76,6 % (2020). Das heißt, dass hier in 

Offenbach 3 von 4 Kindern aus einer Einwanderungsfamilie 

stammen, währen das im Erzgebirge nur auf 1 von 20 Kin-

dern zutrifft.

Wie hoch ist der Anteil von Kindern mit Migrationshinter-

grund in den Kitas Ihrer Kommune? Schauen Sie nach unter

www.wegweiser-kommune.de
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